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Generalsekretär Peter Hintze: 

Für den Aufschwung - 
gegen den Niedergang 

7 Tage vor der Wahl haben wir im Parteipräsidi- 
u,n und im Bundesvorstand über die Wahlkampf- 
P'anung für die Sommerzeit und für die heiße 
hase des Wahlkampfes gesprochen, die wir am 

l~* August mit einer zentralen Kundgebung in der 
°rtmunder Westfalenhalle einläuten werden. 

111 Mittelpunkt unseres Wahlkampfes stehen 
. die Kanzlerentscheidung, 
. das Zukunftsprogramm und 

die Richtungsentscheidung. 

^utschland muß entscheiden, wem es sich 
' dem Weg durch die Zeitenwende anvertraut. 

*^s geht um das Zukunftskonzept: Was hat zu ge- 
sehen, damit wir im Prozeß der Globalisierung un- 
eren Spitzenplatz halten und ausbauen können. 

Pressekonferenz am 22. Juni 
im Konrad-Adenauer-Haus 

d 
S geht um eine kristallklare Richtungsentschei- 

s
Un8 zwischen der politischen Mitte, die wir reprä- 
jjntieren, und einem Linksbündnis aus Rot-Grün und 

unkelrot zwischen Sozialdemokraten, Grünen und 
. °§'icherweise der stillen oder offenen Beteiligung derpDs 

j^err Schröder hat bei seiner Wahlkampferöffnung für 
cklenburg-Vorpommern das Blaue vom Himmel 

Fortsetzung auf Seite 3 
^ 
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Kurz & gut 

Nach zirka 
vier Monaten 

werden in der Regel rund 
30 Prozent der Beschäf- 
tigten bei Zeitarbeitsfir- 
men abgeworben. Da- 
nach haben deren Mit- 
arbeiter - 180.000 in 1997 
- gute Chancen, über 
die Zeitarbeit zu einem 
unbefristeten Arbeits- 
vertrag zu kommen. 

Immernoch 
goldenen Boden 
hat trotz Krise in der 
Bauwirtschaft das Hand- 
werk. Mit seinen über 
600.000 Ausbildungsplät- 
zen in 1997 und weiteren 
230.000 Lehrverträgen in 
diesem Jahr bietet diese 
Branche gute Berufschan- 
cen für die Zukunft. Um 50 
Prozent liegt die Zahl hand- 
werklicher Konkurse deut- 
lich unter der Pleitenrate 
aller anderen Bereiche. 

15.000 Neu- 
einstellungen 

plant in diesem Jahr die 
Adam Opel AG, Rüssels- 
heim. Im vergangenen 
Jahr hat der Automobil- 
hersteller bereits 1.239 
neue Mitarbeiter einge- 
stellt. Gesamtpersonal- 
stand zum 31. Dezember 
1997: 44.479. 

Neue Rekorde 
steuert in diesem Jahr die 
deutsche Exportwirtschaft 
an. In den ersten vier Mo- 
naten stieg der Ausfuhr- 
wert um 15,3 Prozent auf 
einen neuen Höchstwert 
von 318,2 Milliarden Mark. 
Bei Einfuhren in Höhe 
von bisher 276,1 Milliar- 
den ergibt das einen 
Ausfuhrüberschuß von 
42,1 Milliarden Mark. 

90 Prozent 
der Deutschen 

sprechen sich nach einer 
Allensbach-Umfrage für 
den Aufbau einer Gen- 
Datenbank aus, mit der 
man Gewaltverbrechen 
effektiver als bisher be- 
kämpfen kann. Die Zustim- 
mung geht quer durch die 
Bevölkerung. Nur vier 
Prozent sind dagegen. 

Ostdeutsche Wirtschaft auf deutlichem Wachstsumskurs 
• März/April verzeichnete die alten Bundes- nehmen ge- die Arbeitslosen 

übertraf die Pro- ostdeutsche In- ländern. • Zwi- gründet. Insge- quote auf 18,1% 
duktion den Vor- dustrie einen schen 1991 und samt gibt es Das ist ein Rück- 

jahreswert um Exportzuwachs 1997 wurden in jetzt über gang um 1,3 
14,5%. Die Auf- von 26%. • Die den neuen Bun- 522.000 mittel- Prozentpunkte 
tragseingänge Anlageinvesti- desländern ständische Un- gegenüber Apri 

übertrafen den tionen je Er- rund 320.000 ternehmen mit und der bisher 
Vorjahreswert werbstätigen zusätzliche, am 3,2 Millionen stärkste Rück- 
sogar um 18,7%. sind 61,5% Markt tatsäch- Beschäftigten. gang in einem 
• Bereits 1997 höher als in den lich tätige Unter- • Im Mai sank Monat Mai. 

i DAS WICHTIGSTE I |\|R 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

Trittins Ausfälle gegen die Bundes- 
wehr sind symptomatisch für 

dessen abgrundtiefe Abneigung 
gegenüber unserer Republik und 

ihren Institutionen. 

Paul Breuer, verteidigungspolitischer 
Sprecher der CDU'/CSU 

Bundeskanzler Helmut Kohl: Die Bundestagswahl 
ist auch eine Entscheidung über den Kurs in Europa 

Der europäische Einigungsprozeß wird mit Sicher- 
heit nur dann erfolgreich sein, wenn dieses Europa 
von den Menschen akzeptiert wird. Die Menschen 
müssen spüren, daß das Haus Europa ein Haus der 
gemeinsamen Zukunft sein wird. 

Wir müssen uns also folgenden Fragen stellen: 
• Wie kann eine erweiterte Europäische Union 
ihre Handlungsfähigkeit nach innen und außen 
verbessern? 

• Wie kann sie zugleich ihre demokratische Veran- 
kerung verstärken und ihre Bürgernähe verbessern? 

Das Ziel ist. die Kompetenzen der Europäischen Uni- 
on klarer und unter konsequenter Beachtung des 
Subsidiaritätsprinzips gegenüber den kommunalen, 
regionalen und nationalen Zuständigkeiten abzu- 
grenzen. Vor allem geht es ganz einfach darum, daß 
die Menschen Fragen nach ihrer Identität stellen: 
Bin ich ein Deutscher in Europa? Die großartige For- 
mulierung von Thomas Mann "Ich bin ein deutscher 
Europäer und ein europäischer Deutscher" ist si- 
cherlich die Richtschnur für den Weg, auf den wir 
uns begeben - zumal dann, wenn wir begreifen, daß 
das Gefühl für Heimat, die Zugehörigkeit zu einer 
überschaubaren Region heute zunehmend an Be- 
deutung gewinnt. 

Dieses Europa darf nicht fern von den Menschen 
sein, sondern die Menschen müssen sehen, daß,r 

Brüssel oder Straßburg nur das entschieden wird, 
was man dort am besten entscheiden kann; daß inl 

nationalen Bereich in Bonn - und später in Berlin - 

Aus der Regierungserklärung des 

Bundeskanzlers zu Cardiff 

das entschieden wird, was dort für Deutschland a^ 
besten und bürgernah entschieden werden kann; 
und daß in den Landeshauptstädten - ob in Mün- 
chen oder in Düsseldorf - das entschieden wird, f 
dort in Sachen Landespolitik am besten entschied 
werden kann. 

Alles deutet darauf hin, daß die deutsche Präside" 
Schaft in diesem Zusammenhang eine ganz große 
Bedeutung gewinnt. Kurz vor den Wahlen zum 
Europäischen Parlament wird eine wichtige Ku's 

Stimmung vorgenommen. 

Deswegen muß jeder in Deutschland wissen, da1 

auch bei der Wahl zum Deutschen Bundestag m1' 
über die Kursbestimmung entschieden wird, die 
dann in Europa stattfindet. 

Ein "Bündnis für Kinder" 
gegen Gewalt und sehen, wenn Kinder in 
sexuelle Übergriffe Gefahr geraten. Von 
hat Helmut Kohl auf Eltern, Nachbarn, Leh- 
einer Kinderschutz- rern muß das Bünd- 
konferenz im Bun- nis bis zu den neuen 
deskanzleramt ge- Medien reichen. Oh- 
fordert. Die "Gutmü- ne deren Hilfe - nur 
tigen in unserem auf gesetzlichem 
Land" sind aufgerufen, Weg - lassen sich 
sich zu engagieren. die auftretenden Pro- 
Niemand dürfe weg- bleme nicht lösen. 

Auf dem Holzweg 
sieht der Vorsitzende 
des Parlamentskrei- 
ses Mittelstand, Hans- 
jürgen Doss, DGB- 
Chef Schulte mit sei- 
ner Forderung, die 
Wochenarbeitszeit 
auf 25 Stunden zu ver- 
kürzen, um Arbeits- 
plätze zu schaffen. 
Deutschland habe be- 

reits weltweit die W 
zesten Arbeitszeiten' 
und in den vergan- 
genen Jahren sei die 
Arbeitsdauer zudem 

kontinuierlich kürze' 
geworden. Wäre die 

DGB-These richtig, 
dann hätte die Ar- 

beitslosigkeit längs' 
sinken müssen. 
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Fortsetzung von Seite 1 

^sprachen. Die Menschen in den neuen 
^ändern werden sich aber dran erinnern, 
daß er mit seinem kalten Nein zur Wirt- 
Schafts-, Währungs- und Sozialunion im Ju- 
n' 1990 die Solidarität verweigert hat, die er 
Jetzt so wortreich zusagt. Seine Taten entlar- 
en seine Worte als Lippenbekenntnisse. 

^u den Bündnispartnern 
der SPD 

le Grünen, die mit ihrem jetzt mühsam 
genierten Benzinpreishammer gezeigt 
aben, wo es langgeht, sind die potentiel- 
en Bündnispartner der SPD. 
er schäbige und schändliche Vergleich 
Hserer Bundeswehr mit der Nazizeit 
üreh den Vorsitzenden der Grünen, Trit- 
% macht deutlich, wessen Geisteskind 
.'e Grünen sind: Uralt-Rote jedenfalls mit 

ren wichtigsten Funktionsträgern. Sie 
j:eigen, welches Risiko Deutschland lau- 
en würde, wenn eine Verbindung von So- 

■ Demokraten mit Grünen die Oberhand 
Hame. 

j* zweite Koalitionsparter der SPD ist 
en Worten von Herrn Schröder zum 

lr°tzdiePDS. 
{;    • 
/ §'bt eine direkte Absprache in Sachsen- 
nhalt. Es sind Bündnisse in den anderen 

^deutschen Bundesländern angekündigt. 
^ y* Zweifeln keine Sekunde daran, daß 

Köders wiederholte Beteuerungen, er 
ferde nicht mit der PDS kooperieren, ein 

tes Verfallsdatum haben, nämlich für 
a 

n Pali, daß es für Rot-Grün-Dunkelrot 
u *'• September mit einer Stimme zur 

enrheit reichen würde. 
lau in diesem Zusammenhang fahren 

(je
r Unsere Rote-Hände-Kampagne, die an 

de  
n'stonschen Händedruck erinnert, an 

|^p^rzwungenen Zusammenschluß von 
freP und SPD zur SED, aber auch an den 
j"Willigen Händedruck zwischen Herrn 

PPner und Frau Sitte, der eine neue Zu- 

sammenarbeit zwischen der SPD und den 
Kommunisten einleitet. 

Die PDS ist eine geschlossene Phalanx ge- 
gen unser Wirtschafts- und Gesellschafts- 
system und eine Großorganisation gegen 
das Gelingen der deutschen Einheit. 
Wir wissen, daß die große Mehrheit der 
SPD-Wählerschaft nicht so denkt. Deswe- 
gen schmerzt das Plakat vom roten Hän- 
dedruck die SPD auch so sehr. Die Wähler 
sollen im Vorfeld der Bundestagswahl 
wissen, welche politische Konstellation 
sie zu erwarten haben. 

Wir wollen in den kommenden Wochen 
eine große Sommer-Kampagne machen, 
die den Aufschwung zum Thema hat. Die 
Kampagne dokumentiert eine wirtschaftli- 
che Belebung des Landes, die den Arbeits- 
markt erreicht. Wir wollen zeigen: Die 
Jobmaschine in Deutschland ist ange- 
sprungen, und die Menschen haben wieder 
reelle Chancen und gute Aussichten. Die 
Wahlentscheidung am 27. September wird 
die Entscheidung für Aufschwung statt 
Niedergang sein. Wir sind der Überzeu- 
gung, daß die Konzepte von Rot-Grün 
zum wirtschaftlichen und sozialen Nieder- 
gang in Deutschland führen würden. 
In den neuen Ländern werden wir Anfang 
Juli eine Informationsoffensive starten, die 
deutlich macht, was in den Jahren seit der 
deutschen Einheit durch den Fleiß und die 
Umstellungsbereitschaft der Menschen, aber 
auch durch die Leistung des Bundeskanz- 
lers, der Bundesregierung und der CDU-Mi- 
nisterpräsidenten erreicht worden ist. 

Wir haben dazu die „Neue Berliner Illu- 
strierte" (NBI) in einer einmaligen Son- 
derauflage noch einmal aufleben lassen, 
um damit zu veranschaulichen, was sich 
seit dem Einstellen dieses Blattes, der da- 
mals einzigen Illustrierten der DDR, ver- 
ändert hat, wie wir durch unsere Politik 
die neuen Länder zum Blühen gebracht 
haben und wie sich diese Entwicklung 
jetzt fortsetzt. ► 
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Wir sagen: 80 Prozent der Wegstrecke 
sind geschafft. Und: Die letzten 20 Pro- 
zent werden wir auch noch schaffen. 
Dafür steht wie kein anderer in der deut- 
schen Politik der deutsche Bundeskanzler, 
dafür stehen die CDU-Ministerpräsiden- 
ten, dafür steht die CDU als die Partei der 
deutschen Einheit. 
Die Illustrierte wird eine Auflage von 6,5 
Millionen haben, und sie wird an alle ost- 
deutschen Haushalte verteilt werden. 
Wir werden uns in diesem Wahlkampf 
natürlich auch mit der Frage des Geldes 
beschäftigen. Natürlich erwarten die Men- 
schen, das ist gerade aus Anlaß des 50. 
Geburtstages der D-Mark deutlich gewor- 
den, stabiles und sicheres Geld. 
• Daß die Sozialdemokraten die Partei 
der Geldentwertung sind, haben in ihrer 
Regierungszeit mit hohen Inflationsratcn 
Brandt und Schmidt gezeigt. 
• Daß wir die Partei der Geldwertstabi- 
lität sind, haben wir eindrucksvoll bewie- 
sen. Deshalb werden die Wählerinnen und 
Wähler auch am ehesten von uns erwar- 
ten, daß der EURO eine harte und stabile 
Währung wird. 

Zur Vorstellung der sozialdemo- 
kratischen Mannschaft: 
Die erste der Alternativen, die uns die 
Sozialdemokraten für den Fall eines rot- 
grünen Erfolges androhen: ein Mann, 
dessen Umgang mit den Finanzen im ei- 
genen Land nur Kopfschütteln auslöst, 
Oskar Lafontaine. Wenn dieser Mann die 
Finanzen in Deutschland in die Hand be- 
kommt, wird der Bock zum Gärtner ge- 
macht. 
Auf der anderen Seite steht Theo Waigel: 
ein internationaler Fachmann, der den 
Maastrichter Vertrag so beeinflußt hat, daß 
ganz Europa über eine Stabilität und Härte 
des Geldes verfügt, von der andere Länder 
und Kontinente nur träumen können. 

Die Benennung von Otto Schily für die 
innere Sicherheit kann nur ein schlechter 
Witz sein. Was Otto Schily in diesem 
Bereich bisher von sich gegeben hat, 
kann die Deutschen nur erschrecken. Er 
wäre für die Innenpolitik zuständig und 
damit auch für das Ausländerrecht. Wenn 
Schily dem Ausländerzuzug aus kulturel' 
len Gründen das Wort redet, dann kön- 
nen wir nur hoffen, daß das viele Deut- 
sche vor der Wahl erfahren. Seine Ein- 
stellung ist jedenfalls mit unserem Ver- 
ständnis von Kultur nicht zu vereinba- 
ren. 
Auf der anderen Seite steht Manfred 
Kanther: ein Mann, dessen Engagement 
für die wichtige Aufgabe der Verbrechens' 
bekämpfung keinen Vergleich zuläßt. 
Die Berufung von Frau Edelgard Bulmah'1 

kann nur als Ausdruck allerhöchster 
Hilflosigkeit in den Reihen der SPD ver- 
standen werden. 
Unter Jürgen Rüttgers ist Deutschland 
wieder Nummer eins bei den Weltmarkt- 
patenten geworden. Es geht voran bei der 
Forschung, es geht voran in der Bildung- 
er hat eine Bildungsreform in Gang ge- 
setzt, die die Voraussetzung für die Zu- 
kunftsfähigkeit Deutschlands ist. 
Was schließlich Herrn Stollmann angeht- 
so laden wir ihn herzlich zu einer Sach- 
und Fachdiskussion mit Matthias Wis- 
smann ein. 
Was wir von ihm bisher gehört haben, l^ 
nur den Schluß zu: Er muß sich beim Aü 

bruch in die Zukunft in der Richtung vef 
tan haben. 

Einladung zur Grundsteinlegung 
Am 20. August wird in Berlin der Grund' 
stein der neuen CDU-Bundesgeschätts- 
stelle gelegt. Der Parteivorsitzende, Bf1' 
deskanzler Helmut Kohl, das gesamte Pa 

teipräsidium wird daran teilnehmen und 
mit einer kleinen Feier den Umzug der  A 

CDU nach Berlin einleiten. 
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600.000 weniger Arbeitslose 
innerhalb der letzten 4 Monate 

J^r wirtschaftspolitische Sprecher des 
'Bundesvorstands, Bundesminister Mat- 
hias Wissmann, zur wirtschaftlichen La- 
&e und zur Lage auf dem Arbeitsmarkt: 
'n diesem Jahr wird Deutschland mit 

'5 % bis 3,0 % die höchste Wachstumsra- 
te aller OECD-Staaten erzielen. Damit 
J^'rd deutlich: Der Aufschwung hat auf 
breiter Front eingesetzt und schlägt jetzt 
j*uch auf die Binnenkonjunktur durch. 
!~les hat auch die Deutsche Bundesbank in 
lllrem jüngsten Bericht festgestellt. 
^ ersten Quartal dieses Jahres hat das 
e<Ue Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
111 3,8 % zugenommen. Dies ist das höch- 
le Wachstum seit der Wiedervereinigung! 
ueh wenn Sondereinflüsse wie z.B. vor- 

fee2ogene Käufe vor der Mehrwertsteuer- 
Tönung zum 1. April 1998 zu dieser po- 

uven Entwicklung beigetragen haben 
ögen, zeigt dies doch, daß die Bundesre- 

gierung mit ihrer Einschätzung im Jahres- 
""tschaftsbericht auf der sicheren Seite 
pgt: Wir gehen davon aus, daß das BIP in 

[Jlesem Jahr um durchschnittlich 2 V2 % 
s 3 % wachsen wird, 

^•"vorzuheben ist insbesondere, daß das 
j. achstum des BIP vor allem in den neuen 

undesländern wieder Fahrt aufgenom- 
en hat. Während im letzten Quartal des 

. en Jahres die Wirtschaftsentwicklung in 
n
en neuen Ländern mit lediglich 0,8 % 

2°ch deutlich hinter den alten Ländern mit 
'. % zurückgeblieben war, haben sie jetzt 
114 % deutlich aufgeholt und liegen so- 

I J 'eicht über dem Wachstum der alten 
J.andervon3,8%. 

ichtig ist, daß die positive Wirtschafts- 
^ ^icklung ohne inflationäre Störungen 

auft: Die Preissteigerungsrate liegt im 

Mai nach ersten Berechnungen mit 1,2 % 
- trotz Mehrwertsteuererhöhung - auf hi- 
storisch niedrigem Niveau. Eine niedrige 
Preissteigerungsrate ist nicht nur die beste 
Sozialpolitik, sondern auch beste Kon- 
junkturpolitik, denn 1 % weniger Inflation 
bedeutet einen Kaufkraftgewinn von 
I8Mrd. DM pro Jahr! 

Zur günstigen Konjunkturentwicklung tra- 
gen nun - wie erwartet - nicht mehr nur 
der Export, sondern zunehmend auch die 
Nachfrage aus dem Inland bei. Dabei 
bleibt der Export tragende Säule der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Im ersten Quar- 
tal dieses Jahres betrug der Exportzu- 
wachs 13,4 %! Nachdem die Leistungsbi- 
lanz bereits im vergangenen Jahr erstmals 
seit der Wiedervereinigung wieder nahezu 
ausgeglichen war, erwarten wir für dieses 
Jahr wieder einen Überschuß. 
Die Auslandskonjunktur springt jetzt aber 
deutlich auf die Inlandsnachfrage über. 
Insbesondere die Ausrüstungsinvestitionen 
haben kräftig angezogen. 
Dies ist auch entscheidend für die Ent- 
wicklung am Arbeitsmarkt, denn mehr In- 
vestitionen bedeuten mehr Arbeitsplätze. 
Zwar sind wir im Hinblick auf die Ent- 
wicklungen am Arbeitsmarkt noch längst 
nicht aller Sorgen ledig, aber daß die gute 
Konjunkturentwicklung sich jetzt auch am 
Arbeitsmarkt niederschlägt, ist nicht mehr 
zu übersehen. 

Die Zahl der Arbeitslosen ist im Mai ge- 
genüber dem Vormonat erneut deutlich um 
über 220.000 Personen zurückgegangen. 
Dies ist mit Abstand die stärkste Vermin- 
derung zwischen April und Mai seit der 
Wiedervereinigung. Damit ist die Arbeits- 
losigkeit erstmals seit Sommer 1995 für 
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ganz Deutschland gegenüber dem Vorjahr 
kräftig gesunken. Die Arbeitslosenquote 
liegt jetzt bei 10,9%. 
In Westdeutschland ist der Durchbruch er- 
reicht. Hier sank die Arbeitslosenzahl zwi- 
schen Ende April und Ende Mai um rd. 
127.000. Damit ist innerhalb der letzten 4 
Monate die Zahl der Arbeitslosen um über 
600.000 zurückgegangen! 
Auch für Ostdeutschland bestätigen sich 
unsere Erwartungen: Erneut sank auch 
hier die Zahl der Arbeitslosen, und zwar 
um rd. 97.000 Personen. Dieser Rückgang 
ist wesentlich kräftiger als für die Jahres- 
zeit üblich. Die Arbeitslosenquote ist ge- 
genüber Februar um 3,2 % gesunken und 
liegt jetzt bei 18,1 %. Es kann davon aus- 
gegangen werden, daß auch hier eine deut- 
liche Trendwende bevorsteht. 
Unsere positiven Erwartungen für den Ar- 
beitsmarkt werden durch die Ankündigun- 
gen der Wirtschaft gestützt, die von einem 
dauerhaften Aufschwung überzeugt ist 
und wieder neue Arbeitskräfte einstellt. So 
will z.B. die Metall- und Elektroindustrie 
1998 mindestens 50.000 Menschen neu 
einstellen, Siemens 10.000, Daimler Benz 
5000, BMW 1000, Lufthansa 3500, SAP 
und VW je 3000, die Commerzbank 1000. 

An diesem Kurs werden wir festhal- 
ten und die strategisch wichtigen 
Themen der nächsten Jahre beherzt 
anpacken: 

Wir brauchen die große Steuerreform 
mehr denn je. Sie ist das Kernstück unserer 
Reformpolitik. Wir werden deshalb alles 
daran setzen, politische Mehrheiten dafür 
zu gewinnen, daß die Reform der Einkom- 
mens- und Unternehmensbesteuerung un- 
mittelbar nach der Bundestagswahl so 
schnell wie möglich in Kraft treten kann. 

Wir müssen die sozialen Sicherungs- 
systeme weiter reformieren und auch 
künftig auf eine solide Grundlage stellen. 

Unser Ziel ist die Senkung der Sozialab- 
gabenquote innerhalb der nächsten 
Legislaturperiode auf unter 40 %. 

Wir brauchen eine Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes. Die Aufnahme bezahl' 
ter Arbeit muß sich wieder lohnen, nicht 
zuletzt für Empfänger von Sozialhilfe oder 
Arbeitslosenhilfe. Wir wollen insbesondere 
für Geringqualifizierte oder Menschen, die 

den Anschluß an den Arbeitsmarkt verlo- 
ren haben, wieder neue Perspektiven für 
Beschäftigung und die Wiedereingliede- 
rung in das Arbeitsleben eröffnen. 

Neue Wege müssen auch in der Tarif' 
politik beschritten werden. Daher brauche11 

wir unterhalb der Ebene der branchen- und 
flächenbezogenen Tarifverträge noch mehf 

Spielraum für Tarifvereinbarungen, die de" 
Belangen der einzelnen Unternehmen 
Rechnung tragen. In Frage kommen insbe' 
sondere der Ausbau von befristeten Ar- 
beitsverhältnissen, Einstiegstarife für Ge- 
ringqualifizierte, ein stärker branchen- ufld 

regionalspezifisch orientiertes Tarifver- 
tragssystem sowie ein massiver Ausbau 
der beruflichen Weiterbildungssysteme. 

Hl 

Klar ist für die Bundesregierung, dal 
mehr private und weniger staatliche 
Betätigung die Wirtschaftsdynamik be- 
schleunigt. Daher müssen die Staatsautg3' 
ben auch weiterhin nach und nach auf 
ihren Kern reduziert und muß durch Pi'v' 
tisierungen und Öffnung regulierter Ma1* 
te mehr Freiraum für privates Engagerne 
geschaffen werden. Unser Ziel ist, die 
Staatsquote bis zum Jahr 2000 wieder au» 
höchstens 46 % zu reduzieren. 
Angesichts dieser konkreten Aufgaben- 
stellungen, die sich die Bundesregierung 
für die nächste Legislaturperiode vorge- 
nommen hat, müssen sich die SPD, ihr 
Kanzlerkandidat Schröder sowie der neu 

Wirtschaftsexperte und Schatten-Wirt- 
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Schaftsminister Stollmann fragen lassen, 
Welche Positionen sie diesem Konzept 
entgegensetzen wollen. 
ks ist zu begrüßen, daß mit Herrn Stoll- 
^ann die Position des wirtschaftspoliti- 
Schen Experten der SPD nun endlich be- 
s.etzt ist. Die Besetzung der Expertenposi- 
'°n mit einem Unternehmer läßt immer- 

n'n interessante Vorschläge erwarten. 
Die Bürger unseres Landes haben ei- 
nen Anspruch darauf, zu erfahren, 
Reiche wirtschaftspolitische Konzep- 
tion sie von einem Wirtschaftsmini- 
ster Stollmann zu erwarten haben. 
Zu den wichtigen Zukunftsthemen 
muß er jetzt klar und deutlich Positi- 
°n beziehen: 

Kl Wie steht es mit dem Steuerpoliti- 
ken Konzept der SPD? 

Der saarländische Ministerpräsident for- 
ert einen Spitzensteuersatz von 49 % und 

Win 
ehe 

von Steuersenkungen, wie er letzte Wo- 
vor dem Bundesverband der Pharma- 

ut'schen Industrie sagte, wenig wissen. 
.   Der Kanzlerkandidat sagt nichts Kon- 
. etes zur Steuerpolitik und versteckt alles 

nter dem sogenannten Finanzierungs- 
behalt. 
,   Der neue NRW-Ministerpräsident hat 

■"eits jeden beliebigen Steuersatz zwi- 
^hen 40 und 45 % gefordert. 
■   Und der Schatten-Sozialminister über- 

8t sogar, zur Finanzierung seiner Ren- 
Pläne gleich ganz auf die Steuerreform 

'Verzichten. 
(j §esamt würde eine Steuerreform nach 
$ch ~Wahlprogramm mit einer Ab- 
g|p-   UnS von Sonderregelungen ohne 
SjjJ

Cnzeitige deutliche Senkung der Steuer- 
jj ?e zu einer Mehrbelastung der Wirtschaft 

H°he von rd. 42 Mrd. DM führen. 

gr   ^^gwürdig bleibt vor diesem Hinter- 
nd auch das neue „Mittelstandskon- 

zept" der SPD, denn gerade der Mittel- 
stand ist es, der durch die SPD-Steuerre- 
formpläne besonders belastet würde bzw. 
dessen Entlastung durch die von uns ge- 
plante große Steuerreform die SPD im 
Bundesrat verhindert hat. Freiberufler und 
Selbständige sollen erstmals überhaupt 
gewerbesteuerpflichtig werden. 

Die SPD-Forderung nach einem 
Rückzug des Staates steht nur auf dem Pa- 
pier, denn tatsächlich wollen SPD und 
Grüne zusammen acht neue Steuer- und 
Abgabenarten einführen: nationale Ener- 
giesteuer, Kerosinsteuer, Devisensteuer, 
Vermögenssteuer, Schwerverkehrsabgabe, 
Lastenausgleichsabgabe, Ausbildungsab- 
gabe und Mindeststeuer. 

Die von der SPD angekündigte Rück- 
nahme so wichtiger Reformschritte wie 
bei der Renten- und Gesundheitsreform 
oder der Lohnfortzahlung würde alle Er- 
folge bei der Stabilisierung und Rück- 
führung der Beitragsbelastung der Bürger 
und der Entlastung der Unternehmen bei 
den Lohnnebenkosten wieder rückgängig 
machen und auf Jahre hinaus eine hohe 
Sozialabgabenquote festschreiben oder sie 
sogar noch steigen lassen. 

Auch beim Thema „neue Technologi- 
en" ist die Position der SPD und insbeson- 
dere ihres Kanzlerkandidaten nicht festzu- 
machen: Wie SPD und Kanzlerkandidat 
z.B. zum Transrapid stehen, ist offen: Am 
einen Tag dafür, am nächsten bereits wie- 
der dagegen. Ein solches Verhalten schafft 
keine verläßliche Basis für die Investiti- 
onsentscheidungen unserer Unternehmen. 

Daher habe ich Herrn Stollmann zu einem 
öffentlich geführten Gespräch über die 
wirtschaftspolitischen Konzeptionen von 
CDU und SPD für die kommenden Jahre 
eingeladen. ■ 
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Die Erfolgsgeschichte der D-Mark 
mündet ein in die 

Erfolgsgeschichte des EURO    ] 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat die 
Währungsreform vom 20. Juni 1948 als 
ein Schlüsselereignis für Deutschland 
nach dem Krieg bezeichnet. Für die 
meisten Deutschen sei die D-Mark heu- 
te Symbol für 50 Jahre Frieden, Frei- 
heit und Stabilität in Wohlstand. Nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges ha- 
be die D-Mark den Deutschen geholfen, 
wieder ein Stück Identität zu finden. 
Der 20. Juni 1948 markiere damit eine 
neue Epoche der deutschen Geschichte. 

Die Menschen hätten die Vorteile der neu- 
en Währung über Nacht anhand der vollen 
Schaufenster erkennen können. Schwarz- 
märkte und Zigarettenwährung seien mit 
einem Schlag bedeutungslos geworden. 

Im Rückblick auf die fünfziger Jahre wür- 
de heute oft von einem Wirtschaftswunder 
gesprochen. In Wahrheit sei es allerdings 
kein Wunder gewesen, sondern das Resul- 
tat des vorbildlichen Einsatzes der Grün- 
dergeneration, unterstützt durch die um- 
fangreiche Hilfe durch den Marshall-Plan. 
Die Deutschen schuldeten den Amerika- 
nern für ihre großherzige Unterstützung 
bleibenden Dank, so der Bundeskanzler. 
Der Wiederaufstieg des Landes sei un- 
trennbar mit dem Namen Ludwig Erhard 
verbunden. Sein konsequentes Eintreten 
für die Soziale Marktwirtschaft habe hier- 
für die entscheidende Grundlage geschaf- 
fen. Erhard habe von Anfang an die Be- 
deutung einer stabilen Währung betont. Er 
habe sich leidenschaftlich dafür einge- 
setzt, daß die Verantwortung für die Geld- 
politik auf eine unabhängige Notenbank 
übertragen wurde. 

Natürlich habe es in den vergangenen 
Jahrzehnten Situationen gegeben, in denen 
die Interessen der Notenbank und der Po- 
litik voneinander abgewichen seien, so der 
Bundeskanzler. Doch es sei unbestreitbar, 
daß sich die Unabhängigkeit der Bundes- 
bank und ihr unermüdlicher Einsatz für 
die Stabilität des Geldes für unser Land 
ausgezahlt haben. Der Bundeskanzler 
dankte allen, die dazu beigetragen haben- 
Angesichts der Erfolgsstory der D-Mark 
äußerte der Bundeskanzler Verständnis 
dafür, daß viele Deutsche der Einführung 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
anläßlich des Festakts der 

Deutschen Bundesbank 
„50 Jahre D-Mark" am 

20. Juni in Frankfurt am Main 

des EURO am I. Januar 1999 mit ge- 
mischten Gefühlen entgegensehen. Er 
nehme die Ängste und Sorgen der Men- 
schen in West und Ost sehr ernst. Die Ei'1' 
führung des EURO habe nichts mit einer 
Währungsreform zu tun. Die Einführung 
sei zudem über einen Zeitraum von zehn 
Jahren sorgfältig vorbereitet worden. 
Wichtige Voraussetzungen seien getroff^11 

worden, damit der EURO eine dauerhaft 
stabile Währung werde. 
Der Bundeskanzler erinnerte an die ver- 
tragsmäßige Einhaltung der Konvergenz' 
kriterien,den Stabilitäts- und Wachstum*' 
pakt und die unabhängige Europäische 
Zentralbank mit Sitz in Frankfurt nach 
dem Vorbild der Bundesbank. Mit Wim 
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Die Bürgerinnen und Bürger haben einen 
Anspruch auf den Vergleich 

In einem offenen Brief hat Matthias 
Wissmann den neuen Wirtschafts- 
experten im SPD-Wahlkampfteam, 
Jost Stollmann, zu einem öffentli- 
chen Streitgespräch eingeladen: 
Zu Ihrer Berufung als Wirtschafts- 
experte in das SPD- Wahlkampfteam 
gratuliere ich Ihnen herzlich. 

Sicherlich stimmen Sie mit mir darin 
übe rein, daß die Bürgerinnen und Bür- 
ger in Deutschland einen Anspruch 
darauf haben, die Vorstellungen der 
großen politischen Gruppierungen 

und ihrer Repräsentanten kennenzu- 
lernen und insbesondere zu erfahren, 
wie sie die wirtschaftspolitischen 
Herausforderungen unserer Zeit be- 
wältigen wollen. 

Ich lade Sie daher in meiner Funktion 
als wirtschaftspolitischer Sprecher des 
CDU-Bundesvorstandes herzlich zu 
einem öffentlichen Streitgespräch ein, 
in dem wir unsere wirtschaftspoliti- 
schen Konzeptionen und Überzeugun- 
gen diskutieren und einer breiten 
Öffentlichkeit vorstellen können. 

^u>senberg für das Amt des ersten Präsi- 
den, sei eine hervorragende Wahl ge- 
roffen worden. Der Bundeskanzler ver- 

J**cs zudem auf die beispiellose Stabi- 
Uätskultur, die sich in Europa in den letz- 
en Jahren entwickelt habe. Er sei sicher, 

aß die Erfolgsgeschichte der D-Mark in 
'ne künftige Erfolgsgeschichte, die des 
URO einmünden werde. 

„,^r Bundeskanzler bezeichnete die Ern- 
ährung des EURO als säkulares Ereignis, 
as das Gesicht unseres Landes und unse- 
s Kontinents im 21. Jahrhundert prägen 
erde. Mit dem Startsignal für den Beginn 

.er Europäischen Währungsunion sei für 
eutschland wie auch für Europa insge- 

^nit die wichtigste Entscheidung seit der 
'edervereinigung getroffen worden. Der 

p,au des Hauses Europa sei Garantie für 
r;eden und Freiheit. Der Bundeskanzler 

f
e'§te sich zuversichtlich, daß die Ein- 
ging des EURO der politischen Union 
euen Auftrieb geben werde. 
er Bundeskanzler betonte, daß die ge- 
"isanie europäische Währung von 

undlegender wirtschaftlicher Bedeutung 
r unser Land sei. Als zweitgrößte Ex- 

portnation der Welt sei es gerade für 
Deutschland besonders wichtig, die Ar- 
beitsplätze in unserer Exportwirtschaft so 
gut wie möglich vor Wechselkursrisiken 
zu schützen. Der Bundeskanzler warnte 
allerdings davor, den EURO als Patentre- 
zept zu sehen, mit dem unsere Arbeits- 
marktprobleme quasi über Nacht gelöst 
würden. 
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland habe 
überwiegend strukturelle Gründe. Deshalb 
müsse der Reformkurs konsequent fortge- 
setzt werden - von allen, die für Wachs- 
tum und Beschäftigung Verantwortung 
trügen: Unternehmen, Tarifpartner, Staat. 
In der Wirtschaftspolitik nannte der Bun- 
deskanzler als notwendige Ziele die Ver- 
wirklichung der großen Steuerreform, den 
Umbau des Sozialstaates und eine Reform 
des Bildungswesens. 

Zum Abschluß seiner Rede sagte der Bun- 
deskanzler, daß die Deutschen mit Stolz 
auf das in den vergangenen 50 Jahren Er- 
reichte zurückblicken könnten. Auch mit 
Blick auf die Zukunft gäbe es an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert allen Grund 
zu realistischem Optimismus. ■ 
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Gerhard Stoltenberg: 

Nationale Verantwortung 
besteht weiter 

Es ist sinnvoll, daß wir die Regierungs- 
erklärung des Bundeskanzlers nach 
dem Gipfel der Europäischen Union im 
Zusammenhang mit einer Reihe von 
Anträgen der Fraktionen zur wirt- 
schaftlichen Lage - vor allem zur 
Außenwirtschaftspolitik und zur Globa- 
lisierung - diskutieren. 

Eine deutsch-französische Initiative hat 
das Prinzip der Subsidiarität und seine 
notwendige Konkretisierung erneut in das 
Zentrum der Beratungen der Union 
gerückt. Die Zuordnung der Aufgaben an 
die Gemeinschaft einerseits und an die na- 
tionalen Verfassungsorgane und die regio- 
nalen Körperschaften andererseits muß 
immer wieder einmal austariert werden. 
Die Neubestimmung der Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten - und damit ein ge- 
rechteres und faireres System - steht nun 
auf der Tagesordnung. Das ist bereits ein 
erster und wichtiger Erfolg, denn damit ist 
von allen anerkannt, daß eine Neuordnung 
geboten ist. 

Keine „Festung Europa" 
Seit Ludwig Erhards ersten Initiativen war 
es immer ein wesentliches Ziel der Bun- 
desrepublik, sich in eine freiheitliche und 
offene Weltwirtschaft zu integrieren. Dem 
entsprach auch die schon historische Ent- 
scheidung, das Engagement der Deutschen 
bei der Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vor 40 Jahren, daß sie 
nicht ein abgekapseltes System sein wollte, 
daß es nicht zu einer „Festung Europa" ge- 
kommen ist, sondern zu einer zunehmen- 
den Öffnung für den weltweiten Austausch 
von Waren und Dienstleistungen. Das Ja 

zum internationalen Wettbewerb, das Ja 
zur Arbeitsteilung ist Deutschland insge- 
samt gut bekommen - seiner Preisstabi- 
lität, seinen Verbrauchern, seinen Betrie- 
ben und seinen Arbeitnehmern. Die letzten 
Jahre haben dann einen enormen Schub 
hin zu noch offeneren Weltmärkten, zur so- 
genannten Globalisierung gebracht. Dieser 
Schub war vor allem die Folge einer nach- 
haltigen Innovationsentwicklung, etwa bei 
den Verkehrstechniken, bei den Informati- 
onstechniken und bei der Globalisierung 
der Finanzmärkte. 

Europäischer Rat in Cardiff 

Mancher schiebt heute eigenes Fehlver- 
halten auf den Popanz Globalisierung ab. 
Stabilität und Fortschritt beginnen aber 
noch immer zu Hause! Ich möchte auch 
daran erinnern, daß, global gesehen, die 
Politik der immer stärkeren Marktöffnung 
die wirksamste Form der Entwicklungshü' 
fe für viele notleidende Völker der dritten 
und vierten Welt geworden ist. Wo sollen 
sie denn ihre Produkte verkaufen, wenn 
nicht in den wohlhabenden Nationen des 
Westens? Wie sollen sie die notwendige 
Kapitalbildung erreichen, wenn nicht mit 
offeneren Märkten und durch den Transfer 
von Technologie und Kapital - zum Vor- 
teil ihrer eigenen Entwicklung? Zahlreich^ 
Länder außerhalb Europas haben diese 
Chancen genutzt. Je konsequenter sie auf 
Lösungen mit Mitteln der sozialen Markt- 
wirtschaft gesetzt haben, desto bedeuten- 
der sind auch ihre Erfolge. Uns helfen ke'' 
ne neuen Stimmungen eines schon recht 
alten Kulturpessimismus oder einer über- 
zogenen Zivilisationskritik. 
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Ich möchte daran erinnern, daß vor 20 
Jahren Carl-Friedrich von Weizsäcker die 
kommende Zeit mit dem Begriff der 
"Weltinnenpolitik" beschrieben hat. Er 
hat damals davon gesprochen, die ge- 
meinsame Verantwortung in bezug auf die 
Menschheitsprobleme, zu denen zuneh- 
mend auch bestimmte Aufgaben des Um- 
weltschutzes gehören, werde größer, auch 
für die armen und notleidenden Völker. 
Das hat damals bei den Intellektuellen, in 
den Kirchen und in den Universitäten ein 
starkes und positives Echo ausgelöst. 
Jetzt, wo dies in einigen wichtigen Berei- 
ten zunehmend Realität wird, verfallen 
manche - nicht alle -, die damals 
Ratschten, in Gejammere und Klagen. 
Dies hilft uns überhaupt nicht; denn wir 
Werden die nicht einfache, aber lohnende 
^ufgabe, die Strukturen, Mentalitäten und 
Verhaltensweisen in unserem Land auf 
mese neuen Bedingungen einzustellen, 
^fr meistern, wenn wir für die Menschen 
auch klare Zukunftskonzeptionen ent- 
wickeln. 

b»e Politik hat nicht abgedankt 
Man muß auch bestimmte falsche Parolen 
^•sprechen. Globalisierung ist keine Ab- 
dankung der Politik. Sie ist keine Kapitu- 
'ation vor dem Großkapital oder den inter- 
nationalen Konzernen. Allerdings werden 
^e Grenzen der nationalen Politik, auch 
r61" nationalen Tarifpolitik, deutlicher. 
uaraus muß man Folgerungen ziehen. 

•e notwendigen Reformen unserer Sozi- 
a|systeme stellen keine soziale Demonta- 
°e> sondern eine erforderliche Anpassung 
ar' die aus inneren Gründen genauso 

n°twendig ist wie als Zurüstung auf die 
Qeuen Bedingungen des weltwirtschaftli- 
chen Wettbewerbs. Soziale Marktwirt- 
schaft erfordert als internationales Sy- 
' ^m auch einen rechtlichen Ordnungs- 
sinnen. Ich bin erstaunt, wenn Professo- 
, n< die darüber schreiben, das vergessen 
haben. 

Zu den elementaren Grundsätzen und 
auch zur Handlungspraxis einer an der so- 
zialen Marktwirtschaft orientierten Politik 
hat es immer gehört, gegen den 
Mißbrauch wirtschaftlicher Macht für 
wirklichen Wettbewerb, für ein offenes 
Handelssystem und für den Schutz priva- 
ter Rechte einzutreten. Dies kann in der 
Tat heute in manchen Bereichen zuneh- 
mend nur durch internationale Normen 
verwirklicht werden. Deswegen war es so 
wichtig, daß wir die schon genannte Welt- 
handelsorganisation mit erheblichen 
Kompetenzen ausgestattet haben. Aller- 
dings müssen sich auch alle an ihre Ent- 
scheidungen halten. Wenn die Welthan- 
delsorganisation feststellt, daß die gegen 
die deutsche Stimme in der EU mit Mehr- 
heit beschlossene Bananenverordnung 
rechtswidrig ist, muß die Europäische 
Union daraus die Folgerungen ziehen und 
nicht die Entscheidungen verzögern. 

Lehren aus der Asien-Krise 
Vor dem Hintergrund, daß die Krise in den 
ostasiatischen Ländern vor allem im Ban- 
ken- und Versicherungswesen schwere 
Folgen nach sich zieht, muß auch über die 
Einführung weiterer umfassenderer Rege- 
lungen in diesem Bereich gesprochen wer- 
den. Die Finanzminister erörtern zu Recht 
eine Erweiterung der Möglichkeiten des 
Währungsfonds, etwa durch ein 
Frühwarnsystem. Ich glaube aber, man 
sollte auch diskutieren, ob in Zukunft 
nicht wirksame nationale Gesetze zur 
Bankenstruktur und Bankenaufsicht zur 
Bedingung für die Kreditwürdigkeit beim 
Internationalen Währungsfonds gemacht 
werden. Das ist im Grunde nichts weiter 
als eine erweiterte Konditionalität, die in 
anderen Bereichen schon besteht. Ich be- 
schränke mich auf diese Beispiele. Hier ist 
wirklich Raum für kreative Diskussionen 
und kreative Politik und für den Dialog 
zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Politik. 
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Nationale Verantwortung 
Aber das alles hebt nun die politische Ver- 
antwortung, Entscheidungen im eigenen 
Land zu treffen, nicht auf. Trotz der Glo- 
balisierung können wir nach wie vor ganz 
erhebliche Unterschiede und teilweise ge- 
genläufige Entwicklungen in der westli- 
chen Welt feststellen. 
Beschäftigung: In den USA sind in den 
letzten Jahren 14 Mio. neue Arbeitsplätze 
entstanden. Die Dynamik dort ist völlig 
ungebrochen. Ein namhafter Journalist hat 
vor kurzem die US-Volkswirtschaft als ei- 
ne große Jobmaschine bezeichnet. Natür- 
lich weiß das jeder, der jetzt hier im Saal 
ist. Aber ich bin der Meinung, daß wir uns 
gerade auch in der Politik noch ernsthafter 
mit den Gründen für diese Erfolge befas- 
sen müssen, anstatt sie, wie das immer 
noch geschieht, mit gewissen Schlagwor- 
ten abzutun. Denn in der Tat ist die Zahl 
der Arbeitsplätze in Westeuropa in dem- 
selben Zeitraum um 4 Mio. zurückgegan- 
gen. 
Jugendarbeitslosigkeit: Eine Quote bei 
der Jugendarbeitslosigkeit von über 10 
Prozent ist zu hoch. Aber wir müssen ein- 
mal darüber diskutieren, woran es liegt, 
daß die Quote in Frankreich seit Jahren 
bei erschreckenden 25 Prozent liegt und in 
Spanien bei 35 Prozent. Wir können ge- 
wisse Verhaltensweisen der französischen 
Politik nur vor diesem Hintergrund verste- 
hen. Ich unterstreiche, was der Bundes- 
kanzler gesagt hat: Gehen wir alle in die- 
sem Hause schonend und verantwortungs- 
bewußt mit unserem bewährten dualen 
Ausbildungssystem um! Auch die Länder 
müssen ihre Verantwortung für den schuli- 
schen Bereich tragen. 
Im Bereich der Teilzeitarbeitsplätze sind 
wir nicht an der Spitze. Zwar ist ihre Zahl 
jetzt auf 16 Prozent der Beschäftigten ge- 
stiegen. Die Niederlande haben aber einen 
Anteil von 36 Prozent. Die Schaffung von 
Teilzeitarbeitsplätzen ist natürlich 

zunächst einmal eine Angelegenheit der 
Tarifvertragsparteien. Ich erinnere mich 
noch an eine Zeit in den frühen 80er Jah- 
ren, als führende Funktionäre des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes dies als eine 
Art minderwertige Arbeit für Frauen dis- 
qualifizierten. Es gibt mittlerweile ein 
Umdenken bei den Tarifvertragsparteien. 

Angebotskräfte stärken 
Wenn wir hinsichtlich der Rahmenbedin- 
gungen, die der Gesetzgeber zu setzen 
hat, noch einiges zu tun haben, dann soll- 
ten wir das zu Beginn der neuen Wahlpe- 
riode in Angriff nehmen. Ein genauerer 
Ländervergleich zeigt: Staaten mit einem 
niedrigen Staatsanteil, einer unterdurch- 
schnittlichen Steuer- und Abgabenquote, 
einer vor allem - aber nicht nur - auf 
Stärkung der Angebotsbedingungen ori- 
entierten Politik sind in der Regel - ge- 
rade im Beschäftigungsbereich - erfolg- 
reicher als andere. Die bekanntesten, aber 
nicht einzigen Beispiele sind die USA 
und die Schweiz. Da erfüllt es mich mit 
Sorge, wenn einige Gewerkschaftsführer 
wieder anfangen, von der 32- und der 25- 
Stunden-Woche zu reden. Sie haben die 
neuen Spielräume für nationale Tarifpoh' 
tik unter dem Vorzeichen der Globalisie- 
rung nicht begriffen. 
Aber wir haben zur Zeit drei wesentliche 
Voraussetzungen für die beginnende wirt' 
schaftliche Trendwende: erstens durch 
ein ungewöhnlich hohes Maß an Geld- 
wcrtstabilität, vor allen dank der Bundes- 
bank, aber auch dank des - wie in der 
80er Jahren - wieder besseren Zusam- 
menwirkens von Finanzpolitik und mo- 
netärer Politik, zweitens durch die poliö* 
sehen Reformen der Koalition, die die 
Bedingungen für Investitionen verbessert 
haben, und drittens durch die von mir£r' 
wähnten neuen Entwicklungen in derTa' 
rifpolitik. So gewinnt der Aufschwung 
jetzt beträchtlich an Kraft und Breite.   * 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Der Aufbau Ost kommt voran 
und gewinnt an Schwung 

kingangserklärung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl anläßlich der Pressekonfe- 
renz zum 2. Wirtschaftstag Ost der 
gemeinsamen Initiative für mehr Ar- 
beitsplätze in Ostdeutschland" am 19. 
Juni in Schwerin: 

Wirtschaft, Gewerkschaften und Bundes- 
regierung haben vor einem Jahr - am 22. 
Mai 1997 in Berlin - die „Gemeinsame 
initiative für mehr Arbeitsplätze in Ost- 
deutschland" verabredet. Es war ein gutes 
Und wichtiges Signal gerade für die Men- 
schen in den neuen Ländern, daß die Ver- 
antvvortlichen in Wirtschaft, Gewerkschaf- 
^n und Politik ihre Verantwortung für den 
Aufbau Ost ernst nehmen. 

^eute sind wir in Schwerin zum 2. Wirt- 
chaftstag Ost zusammengekommen, um 

*um zweiten Mal Zwischenbilanz zu zie- 
nen. Ich bedaure das Fernbleiben der Ge- 
V^rkschaften aus wahltaktischen Grün- 
en. Als Mitunterzeichner der Gemeinsa- 

men Initiative für mehr Arbeitsplätze in 
Deutschland bleiben die Gewerkschaf- 

en dennoch in der Pflicht, alles zu tun, 
da 
M 

^it es in den neuen Ländern für die 
enschen weiter vorangeht. Die Tür für 

^spräche bleibt offen. 

konstruktives Gespräch 

L jf ~" Bundesregierung und Wirtschaft - 
3ben heute vormittag gemeinsam mit 
ertretern der Länder Mecklenburg-Vor- 

P°rnmern und Brandenburg ein gutes und 
*°nstruktives Gespräch geführt. Wir ha- 

n nach einem Jahr Zwischenbilanz ge- 
gen. Vieles wurde erreicht, an anderem 
Ssen wir alle gemeinsam weiter hart ar- 

beiten. Der vorliegende Fortschrittsbericht 
macht das deutlich. 

Bei allen noch bestehenden Problemen 
müssen wir immer sehen, daß die Men- 
schen in den neuen und alten Ländern ge- 
meinsam eine großartige Aufbauleistung 
vollbracht haben. Gerade die Menschen in 
den neuen Ländern haben allen Grund, 
auf die erreichten Fortschritte stolz zu 
sein! 

Große Zuwachsraten 
Der Aufbau Ost kommt voran und ge- 
winnt an Schwung: Die ostdeutsche Wirt- 
schaft hat in den vergangenen Jahren deut- 
lich an Wettbewerbsfähigkeit gewonnen. 
Die Exportwirtschaft der neuen Länder 
verzeichnet derzeit Zuwachsraten von 
über 20 Prozent. In Fahrt kommt auch die 
Industrie. Nach den unvermeidbaren 
Strukturanpassungen wächst sie nunmehr 
mit rund 10 Prozent. 
Ebenso positiv ist, daß viele Menschen in 
den neuen Ländern unternehmerische Ei- 
geninitiative zeigen und sich selbständig 
machen. Der Gründungssaldo war im Vor- 
jahr mit 11.000 neuen Unternehmen wie 
in den Jahren zuvor wieder deutlich posi- 
tiv. 522.000 mittelständische Unterneh- 
men sind in den neuen Ländern heute be- 
reits Arbeitgeber für rund 3,2 Millionen 
Menschen. 
Richtig ist aber auch: Die Zahl der Ar- 
beitsplätze hat sich - vor allem angesichts 
der schlechten Baukonjunktur - nicht so 
entwickelt, wie wir alle es vor einem Jahr 
für die neuen Länder erwarteten. Doch der 
Trendwende in den alten Ländern folgen 
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jetzt zunehmend auch Anzeichen für eine 
Trendwende am Arbeitsmarkt in den neu- 
en Ländern. Von April auf Mai ist die Zahl 
der Arbeitslosen in den neuen Ländern um 
97.000 zurückgegangen. 
Dies war der stärkste Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit in einem Mai seit der Wie- 
dervereinigung. Ein gutes Signal ist, daß 
im April die Beschäftigtenzahl im Verar- 
beitenden Gewerbe und im Bergbau erst- 
mals seit 1991 wieder gestiegen ist. Diese 
positiven Entwicklungen untermauern die 
Erwartung der Bundesregierung, daß die 
Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern En- 
de 1998 um rund 100.000 niedriger sein 
wird als Ende 1997. 
Bei alledem ist unbestritten, daß der 
Strukturwandel in den neuen Ländern 
noch nicht abgeschlossen und die Arbeits- 
losigkeit noch immer viel zu hoch ist. Die 
Menschen in den neuen Ländern brauchen 
weiterhin jede notwendige Unterstützung. 
Der Aufbau Ost behält für die Bundesre- 
gierung auch in den kommenden Jahren 
absolute Priorität - dafür stehe ich persön- 
lich ein. 

Erhebliche Anstrengungen 
Die Bundesregierung hat ihre Anstrengun- 
gen für den Aufbau Ost in den letzten Wo- 
chen zusätzlich intensiviert. Ich nenne ins- 
besondere: 
Bis zum Jahr 2005 werden wir in den neu- 
en Ländern die modernste Verkehrsinfra- 
struktur Europas geschaffen haben. Dies 
ist eine wichtige Voraussetzung für private 
Investitionen und Arbeitsplätze. 
Ich freue mich, für diesen Bereich heute 
eine weitere Maßnahme der Bundesre- 
gierung mitteilen zu können. 
Wir stellen aus dem Bundeshaushalt für 
Investitionen im Verkehrsbereich in den 
neuen Ländern zusätzlich 250 Millionen 
D-Mark zur Verfügung. Das Geld ist ab 
sofort abrufbar. Damit können zügig vie- 
le kleinere Investitionen begonnen und 

unmittelbar beschäftigungswirksam wer- 
den. 
Wir unterstützen Unternehmen und Exi- 
stenzgründer in Ostdeutschland. Es geht 
vor allem darum, den Zugang zu Wagnis- 
kapital weiter zu verbessern und die Li- 
quidität gerade auch junger Unternehmen 
zu sichern. Ich begrüße das neue Kredit- 
programm, das die Deutsche Ausgleichs- 
bank für Unternehmen in den neuen Län- 
dern bekanntgibt. Es soll kleineren Betrie- 
ben helfen, die wegen Zahlungsverzöge- 
rungen ihrer Auftraggeber in Schwierig- 
keiten geraten. 

Lehrstelleninitiative 
Die Bundesregierung beteiligt sich 
außerdem auch 1998 an der Lehrstelleni- 
nitiative Ost. Die Menschen sind unser 
größter Reichtum, die jungen Menschen 
unsere Zukunft. Wir müssen ihnen des- 
halb mit einer qualifizierten Ausbildung 
eine Perspektive geben. Mit der Lehrstel' 
leninitiative Ost werden 17.500 zusätzli- 
che Lehrstellen für Jugendliche bereitge- 
stellt. Das sind 2.500 mehr als im Vor- 
jahr. 
Ebenfalls wichtig für die Menschen in den 
neuen Ländern ist, daß die Bundesregie- 
rung das Sonderwohngeld Ost über 1998 
hinaus um weitere zwei Jahre verlängern 
wird - und zwar gegenüber den ursprüng- 
lichen Fortsetzungsplänen erheblich ver- 
bessert. Dafür habe ich mich ganz persön- 
lich eingesetzt. 
Die genannten Beispiele machen deutlich, 
daß die Bundesregierung auch künftig 
nachdrücklich zum Aufbau Ost steht. 
Ebenso bleiben Wirtschaft und Gewerk- 
schaften in der Pflicht. Deshalb muß auch 
die „Gemeinsame Initiative für mehr Ar- 
beitsplätze in Ostdeutschland" fortgesetzt 
werden. 
Wir alle müssen den Menschen in den 
neuen Ländern Mut machen. Trotz aller 
Probleme sind die großen Fortschritte 



NEUE LÄNDER UiD 21/1998   Seite 15 

Weitere Investitionen in Ostdeutschland 
Zur Ankündigung des Bundeskanz- 
lers, ergänzend zu den bisherigen 
Anstrengungen Maßnahmen im Ver- 
kehrswegebau für die neuen Länder 
zusätzlich zu finanzieren, erklärte 
der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
Sprecher der ostdeutschen Unions- 
abgeordneten, Paul Krüger: 
Mit den zusätzlichen Mitteln in Höhe 
von 250 Mio. DM können entspre- 
chend den Forderungen der ostdeut- 
schen Unionsabgeordneten verkehrs- 
politische Maßnahmen in den neuen 
Ländern vorgezogen werden, die 
zunächst erst für die Folgejahre ge- 
plant waren. Dies kommt dem 
Straßen-, dem Schienen- und dem 
Wasserstraßenbau zugute. 

Möglich wurde das Vorziehen von 
Maßnahmen durch die konsequente 

Ausschöpfung aller Spielräume beim 
Vollzug des Bundeshaushalts. 

Diese Investitionsmaßnahmen stärken 
den Wirtschaftsaufschwung in den 
neuen Ländern und verbessern damit 
zusätzlich die Arbeitsmarktlage. So 
kann ein besonders wirksamer Bei- 
trag zur Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen für Unternehmen, die am 
Verkehrswegebau beteiligt sind, er- 
folgen. Dies wird auch eine entspre- 
chende Wirkung in der Fläche er- 
zielen. 

Aufgrund der derzeit günstigen Bau- 
preise sind die Maßnahmen des Bun- 
des dadurch übrigens auch billiger als 
bei einer späteren Realisierung. 
Der Bund liefert damit ein weiteres 
Mal den praktischen Beweis für die 
Prioritätensetzung zugunsten des Auf- 
baus Ost. 

übersehbar. Um so mehr müssen wir 
eiter intensiv für den Standort neue Län- 
er werben. Denn eines ist sicher: Dieser 
tandort wird zu den modernsten in Euro- 

pa gehören. 
jph sage dies hier in Schwerin auch mit 

,lck auf die gegenwärtigen Planungen 
ju/n europäischen Großflugzeug A 3XX. 
I   werde mich persönlich dafür einsetzen, 
a" es in Deutschland gebaut wird. Für Ro- 

j^k gibt es gute Chancen. Rostock bietet 
frvorragende Voraussetzungen, um sich 
s Produktionsstandort durchzusetzen. 

■ le »Gemeinsame Initiative für mehr Ar- 
eitsplätze in Ostdeutschland" und die bis- 
er'gen Leistungen der Menschen in Ost 
n<j West beim Aufbau Ost geben allen 

^.ilaß zu realistischem Optimismus. Ich 
k'n sicher, daß wir den Weg zu mehr Ar- 
^Usplätzen und für eine gute Zukunft ge- 

e,r>sam meistern werden! 

Deutsches Schicksal: 
Nicht nur Stolpe hat eins! 
Der brandenburgische Ministerpräsi- 
dent Manfred Stolpe beklagt bitter die 
Verletzung seiner ostdeutschen Biogra- 
phie durch den Bundesgerichtshof! 
Dabei läßt Stolpe außer acht, daß der 
ostdeutsche Lebensweg von 17 Millio- 
nen früheren DDR-Bürgern einzig und 
allein von dem unmenschlichen Mauer- 
Regime der SED zerrüttet worden ist. 
Stolpe sollte mit dem Begriff seiner 
ostdeutschen Biographie behutsam 
umgehen. Hat er vergessen, daß noch 
vor zehn Jahren der ostdeutsche Sohn 
oftmals nicht an das Sterbebett seiner 
westdeutschen Mutter reisen durfte? 

Bild, 19. Juni 
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Helmut Kohl geht als Kanzler des 
Aufschwungs in die Bundestagswahl 

Generalsekretär Peter Hintze erklärte 
zum neuesten Monatsbericht der Deut- 
schen Bundesbank: 
Die gewohnheitsmäßigen Nörgler werden 
jetzt hoffentlich verstummen: Neben dem 
Exportboom zieht jetzt auch die Inlands- 
nachfrage deutlich an. Die Konjunktur ge- 
winnt breit an Fahrt und Zugkraft- der 
Aufschwung festigt sich. Deutschland ist 
wieder Spitze. Nach dem Urteil der Deut- 
schen Bundesbank hat die zweite Stufe 
des Aufschwungs gezündet. 

Dauerhaftes Fundament 
Die CDU-geführte Bundesregierung hat 
mit ihrer Politik die Voraussetzung für 
die wirtschaftliche Erholung geschaffen. 
Die Daten sagen aber auch, daß wir den 
Weg der Reformen weitergehen müssen, 
um ein dauerhaftes Fundament für die 
wirtschaftliche Entwicklung zu legen. 
Ein Zurückdrehen der Reformen, wie es 
sich die SPD vorstellt, würde die jetzt ge- 
rade neu entstehenden Arbeitsplätze zer- 
stören. 
Positive Daten meldet nicht nur die Bun- 

desbank, sondern melden auch viele 
Branchen und Regionen: 
• Die Pharmazeutische Industrie will in 
diesem Jahr 1,6 Milliarden DM in 
Deutschland investieren. 
• Bei den deutschen Autoherstellern gin- 
gen im ersten Quartal neun Prozent mehr 
Bestellungen aus dem Inland ein als im 
vierten Quartal 1997. 
• Die Unternehmen der Elektrotechnik 
und Elektronik rechnen in diesem Jahr m'1 

Umsatzsteigerungen um 5 bis 6 Prozent. 
• Die Exporte ostdeutscher Unternehmen 
sind im ersten Quartal um 28,7 Prozent 
angestiegen. 
• Die Werkzeugmaschinenindustrie er- 
wartet für 1998 ein Wachstum von zehn 
Prozent. 
Der Aufschwung hat gezündet - die 
Jobmaschine läuft: In den letzten 
50 Tagen sind in Deutschland fast eine 
halbe Million neue Arbeitsplätze ent- 
standen. 
Helmut Kohl geht als Kanzler des Auf- 
schwungs in die Bundestagswahl. ™ 

Finanzspritze für ostdeutsche Kommunen 
Zur Entscheidung über das Eisen- 
bahnkreuzungsgesetz erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
Sprecher der Unionsabgeordneten 
aus den neuen Bundesländern, 
Paul Krüger: 
Diese Lösung, nach der für kommunale 
Straßenbrücken über Schienenwege der 
Deutschen Bundesbahn für 5 Jahre ins- 
gesamt 250 Mio. DM bereitgestellt 

werden, trägt insbesondere den berech- 
tigten Interessen kleiner und finanz- 
schwacher ostdeutscher Kommunen 
Rechnung. Zugleich eröffnet sie zusätz- 
liche Spielräume, neue Aufträge, insbe- 
sondere an ortsansässige, mittelständi- 
sche Betriebe im baugewerblichen Be- 
reich auszulösen. Für die jetzt gefunde- 
ne Kompromißlösung hatten sich im 
Vorfeld die ostdeutschen CDU-Bundes- 
tagsabgeordneten besonders eingesetzt. 
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Wolfgang Schäuble: 

Aufschwung dank unserer 
Reformpolitik 

"er Aufschwung ist da, und zwar in ei- 
j)er Deutlichkeit, die niemand mehr 
übersehen kann. Wir haben im ersten 
Vierteljahr ein Wachstum von 3,8% ge- 
habt - das höchste Wachstum seit der 
Wiedervereinigung. Das zeigt, daß un- 
sere Reformen greifen. Sie haben Aus- 
wirkungen auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung und, was das Entscheidende 
,st, auch auf den Arbeitsmarkt. 

^n den neuen Arbeitslosenzahlen für den 
Monat Mai läßt sich eine grundlegende 
Slrukturelle Trendwende auf dem Arbeits- 
"^arkt ablesen. Mit einem Rückgang um 
^ehr als eine halbe Million Arbeitslose 
Se't Anfang März hat sich die Gesamtzahl 
£ach Angaben der Bundesanstalt für Ar- 
^e't in einem Ausmaß verringert, das 
durch die saisonüblichen Belebungsefekte 
k'ein längst nicht mehr zu erklären ist. 
Jamals seit Sommer 1995 ist in ganz 

eutschland die Arbeitslosigkeit im Ver- 
lieh zum Vorjahr gesunken. Damit ha- 

I) 

öen wir seit Ende 96 zum ersten Mal wie- 
der eine Quote unter 11%. 
^uf eine kräftige und dauerhafte Belebung 
es Arbeitsmarktes weist auch die weiter 

^gestiegene Zahl der offenen Stellen hin: 
fli Mai wurden den Arbeitsämtern 
23 000 offene Stellen gemeldet. Der Ge- 

,arntbestand der den Arbeitsämtern gemei- 
nen offenen Stellen beträgt nun insge- 

^mt 484.000. Die Bundesvereinigung der 
eutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 

«=eht sogar davon aus, daß es in Wirklich- 
Keit 1,3 bis 1,5 Millionen offene Stellen 
fc'bt, da den Arbeitsämtern nur etwa jede 
ntte freie Stelle gemeldet werde. 

Die aktuellen Zahlen zeigen: Die Talsohle 
ist durchschritten. Wir sind auf dem richti- 
gen Weg! Die Regierungskoalition aus 
CDU, CSU und FDP hat mit ihrer 
Reformpolitik für mehr Wachstum und 
Beschäftigung die Voraussetzungen für 
den Aufschwung geschaffen. Die gemein- 
samen Anstrengungen lohnen sich. End- 
lich gehen wirtschaftlicher Aufschwung 
und Stabilisierung des Arbeitsmarktes 
Hand in Hand. 

Neue Arbeitsplätze 
Mit einer Steigerung von 15,9% lagen die 
Exporte im ersten Quartal erneut auf Re- 
kordkurs. Die Unternehmen der Elektro- 
technik und Elektronik rechnen für 1998 
mit Umsatzsteigerungen um 5 bis 6%. Die 
Nachfrage nach deutschen Autos ist kräf- 
tig gestiegen: Bei den Herstellern gingen 
im ersten Quartal 9% mehr inländische 
Bestellungen ein. Auch in der einem be- 
sonders harten globalen Wettbewerb aus- 
gesetzten Textilindustrie ist in den ersten 
drei Monaten der Auftragseingang um 
15% gestiegen. Deshalb können die Un- 
ternehmen in Deutschland auch wieder 
mehr einstellen. Für dieses Jahr rechnet 
die Elektroindustrie mit 25.000 bis 30.000 
neuen Arbeitsplätzen. Die Informations- 
wirtschaft plant für 1998 rund 90.000 zu- 
sätzliche Stellen, der Maschinen- und An- 
lagenbau will 20.000 neue Mitarbeiter ein- 
stellen. 

Aber die Reformen müssen fortgesetzt 
und dürfen nicht, wie von der SPD an- 
gekündigt, zurückgenommen werden.     ■ 
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Spitzentechnologien sind wieder 
treibende Kraft der Wirtschaft 

Das Bundeskabinett hat am 17. Juni 
den Faktenbericht Forschung 1998 ver- 
abschiedet. Dieser Bericht aktualisiert 
den Bundesbericht Forschung aus dem 
Jahr 1996 und setzt die Forschungsbe- 
richterstattung der Bundesregierung 
fort. 
Der Faktenbericht belegt eine neue Dyna- 
mik in der deutschen Forschung und Ent- 
wicklung (FuE). Wir sind auf dem richti- 
gen Weg. Spitzentechnologien sind wieder 
treibende Kraft der deutschen Wirtschaft; 
die technologische Leistungsfähigkeit hat 
stark zugelegt. Das Gründungsklima wird 
besser. Auch in den neuen Ländern wächst 
das Engagement in Forschung und Ent- 
wicklung. Der Faktenbericht belegt diesen 
Erfolg: 
• Trotz der schwierigen Ausgangssituati- 
on konnten die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung 1997 gegenüber dem 
Vorjahr um 2,4% auf ca. 83 Mrd. DM ge- 
steigert werden. Der Etat des Bundesmini- 
steriums für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie (BMBF) wurde 
1998 erhöht. Die Forschungsausgaben der 
Bundesressorts insgesamt sind auf der Ba- 
sis des Regierungsentwurfs 1998 nahezu 
unverändert geblieben. Schwerpunkte der 
Forschung sind die Bereiche Biotechnolo- 
gie, Gesundheitsforschung, Umwelt/Kli- 
maforschung und Informationstechnik. 
Überdurchschnittlich wurden aber auch 
Trägerorganisationen wie die Max-Planck- 
Gesellschaft, die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft und die Fraunhofer-Gesell- 
schaft sowie der Hochschulbau gefördert. 
Die Steigerungsraten im längerfristigen 
Vergleich bis 1996 liegen hier im Schnitt 
pro Jahr zwischen 6,2% bis 8,7%. 

# Im internationalen Vergleich liegt 
Deutschland bezogen auf den FuE-Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 1995/96 
unter den G7-Staaten auf Platz 4. Bei den 
staatlichen Ausgaben für die zivile For- 
schung nimmt Deutschland mit 0,83% An- 
teil am BIP den Spitzenplatz ein. Es folgt 
Frankreich mit 0,78 %, die übrigen Staa- 
ten folgen mit größerem Abstand (1996: 
Japan 0,53 %, GB und Kanada jeweils 
0,49%, USA 0,43%). 
# Besonders in den neuen Ländern zeigt 
sich eine günstige Entwicklung. Bis 1995 
(jetzt vorliegende Daten) stieg ihr Anteil 
an den gesamten FuE-Ausgaben in 

Von Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers 

Deutschland im Vergleich zu 1993 von 
8,1% auf 9,2%. Bei der außeruniversitären 
Forschung und im Hochschulsektor haben 
die neuen Länder damit einen Anteil an 
den FuE-Ausgaben erreicht, der ihrem Be' 
völkerungsanteil entspricht. Dies ist zwar 
bei der industriellen Forschung und Ent- 
wicklung noch nicht der Fall, doch erhöh- 
te sich das finanzielle Engagement der 
ostdeutschen Unternehmen bei der For- 
schung und Entwicklung ebenfalls um ei- 
nen guten Prozentpunkt auf 5,2% (eben- 
falls im Vergleich der Jahre 1993/1995)- 

# Diese Zahlen zeigen Wirkung: In den 
neuen Ländern waren bereits 1995 12,3'" 
mehr Mitarbeiter in der Forschung und 
Entwicklung beschäftigt als zwei Jahre z 
vor. Und der positive Trend setzt sich f°^' 
Aus den Mitteln des BMBF erhielten ost- 
deutschen Unternehmen 1997 Forschung8 
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fördermittel in Höhe von 371,2 Mio. DM, 
e'n Zuwachs von 8,9% im Vergleich zum 
Vorjahr (1996: 341 Mio. DM). 
• In den neuen wie in den alten Ländern 
,st damit die technologische Leistungs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft auf ei- 
nem gutem Weg. 1997 wuchsen die FuE- 
Aiisgaben der Wirtschaft um 3,5%; die Un- 
ternehmen bauten damit ihren Anteil an den 
gesamten FuE-Ausgaben im vergangenen 
Jahr auf 67% aus (Hochschulen: 17,8%; 
außeruniversitäre Einrichtungen: 15,2%). 
• Inzwischen entfällt wieder die Hälfte der 
Industriellen Produktion in Deutschland auf 
^uE-intensive Industrien (50,5%). Mit ei- 
nem Anteil von 122% der FuE-intensiven 
Branchen an der Bruttowertschöpfung der 
Volkswirtschaft liegt Deutschland damit 
^°r Japan (11,5%) und den USA (8,5%) auf 
jj'atz Nr. 1. 1996 war bei der Ausfuhr von 
^Pitzentechnologien ein Anstieg von 13% 
^nd bei der höherwertigen Technik eine 
^unahme von 7,5% zu verzeichnen. Damit 
laben sich die forschungsintensiven Sekto- 
ren der Industrie seit Mitte der neunziger 
ahre wieder an die Spitze der Wachstums- 

oewegung gesetzt. 
ü'es bestätigt, daß die eingeleiteten Struk- 
Urreformen greifen: 

Beim Wagniskapital für innovative Un- 
ernehmensgründungen ist der Durch- 

bruch geschafft: 1996 entfielen 64% aller 
Seed-Capital-Finanzierungen in Europa 
auf Deutschland. Allein durch die Beteili- 
gungskapitalförderung des BMBF wurden 
1997 mehr als 450 Mio. DM an Kapital- 
beteiligungen für kleine High-Tech-Un- 
ternehmen mobilisiert. Mit 45 Mio. DM 
unterstützt das BMBF den Aufbau regio- 
naler Netzwerke zur Förderung innovati- 
ver Unternehmensgründungen aus Hoch- 
schulen. 

• In der staatlich geförderten Forschung 
werden Selbstverantwortung und Wettbe- 
werb gestärkt. Die Festfinanzierung von 
Forschungseinrichtungen wird zugunsten 
einer programm- und leistungsorientierten 
Mittelvergabe zurückgenommen, die sy- 
stematische Evaluation der Forschungs- 
projekte durch externe Begutachtung ver- 
stärkt. 
• Mit Hilfe sogenannter Leitprojekte 
wird der Aufbau von Netzwerken zwi- 
schen Forschung, Entwicklung und An- 
wendung in ausgewählten, strategischen 
Innovationsbereichen gefördert. 
• M't dem neuen Hochschulrahmenge- 
setz sollen die Hochschulen fitgemacht 
werden für das 21. Jahrhundert. Deregu- 
lierung, Differenzierung, Leistungsorien- 
tierung und Wettbewerb sind auch hier die 
Rezepte für die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit. 

Einspruch des Bundesrats zurückgewiesen 
Die SPD ist im Bundesrat und am 
22. Juni im Deutschen Bundestag 
mit dem Versuch gescheitert, die No- 
vellierung des Hochschulrahmenge- 
setzes zu blockieren. 
Die Koalitionsfraktionen haben mit ih- 
rer Mehrheit geschlossen den Einspruch 
des Bundesrates zurückgewiesen. Da- 
roit hat die Koalition erneut ihre Hand- 
lungsfähigkeit unter Beweis gestellt. 

Joachim Hörster, Erster Parlamentari- 
scher Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: Mit dieser 
Entscheidung hat die Koalition den 
reformfeindlichen Bestrebungen der Op- 
position erneut eine Absage erteilt. Die 
Opposition hat wieder einmal die Chan- 
ce verpaßt, zusammen mit der Koalition 
eine wichtige Reformmaßnahme für 
Deutschland auf den Weg zu bringen. 
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Biotechnologie - Chance für 
Standort Deutschland 

Zur Entwicklung der Biotech-Branche 
in Deutschland erklärte der bildungs- 
und forschungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Chri- 
stian Lenzer: 
Die moderne Biotechnologie und Gen- 
technik ist eine Herausforderung und 
großartige Chance für den Standort 
Deutschland. Dies in zweierlei Hinsicht: 
Sie schafft zukunftssichere Arbeitsplätze 
und Wissen, das für die Menschheit von 
größter Bedeutung ist. Deutschland nutzt 
die Chance. Die Biotech-Branche boomt! 
443 kleinere Unternehmen mit weniger als 
500 Mitarbeitern und 23 größere Unter- 
nehmen arbeiten heute in der deutschen 
Biotech-Branche. Das sind doppelt soviel 
wie 1996. Die Investitionen liegen 1998 
mit 425 Mio. DM um das Sechsfache 
höher als 1996. Privates Wagniskapital en- 
gagiert sich zunehmend in dieser Branche. 
Und die Akzeptanz der Biotechnologie 
nimmt in der Bevölkerung auch zu. Dies 
gilt insbesondere für den medizinischen 
Bereich. Rund 60% der Bevölkerung wür- 
de es begrüßen, wenn Deutschland auf 
dem Gebiet der Biotechnologie eine Spit- 
zenstellung einnähme. 
Entscheidend für diesen Aufschwung sind 
die Novellierung des Gentechnikgesetzes, 
durch die u.a. Genehmigungsverfahren 
von bis zu 40 Monaten auf bis zu 3 Mona- 
te verkürzt werden konnten, sowie die Än- 
derung der 4. Bundesimmisionsschutzver- 
ordnung, wonach ab Februar 1997 kleine- 
re Industrieanlagen, in denen neue Pro- 
dukte erforscht, entwickelt und für die 
Markteinführung erprobt werden, geneh- 
migungsfrei wurden. Den „Zündfunken" 
aber zu dem jetzt zu verzeichnenden 

Boom hat der von Bundesforschungsmini- 
ster Jürgen Rüttgers initiierte BioRegio- 
Wettbewerb gegeben. Dieser Wettbewerb 
hat zu weithin sichtbaren Kompetenzzen- 
tren geführt, die Investoren aus aller Welt 
anziehen. So nimmt z.B. die Zahl der stra- 
tegischen Allianzen zwischen deutschen 
und amerikanischen Unternehmen sowie 
die Zahl der Auslandsinvestitionen in 
Deutschland zu. Auch die deutschen Un- 
ternehmen engagieren sich mit biotechno- 
logischer Forschung nicht mehr nur im 
Ausland, sondern kehren wieder nach 
Deutschland zurück. 

Die Akzeptanz der Biotechno- 
logie in der Bevölkerung 
nimmt zu, und privates 

Wagniskapital engagiert sich. 

Neben der Informationstechnik ist die mo- 
derne Biotechnologie die wohl wichtigste 
Schlüsseltechnologie an der Schwelle zum 
nächsten Jahrtausend. Deutschlands ehr- 
geiziges Ziel, auf diesem Gebiet die Num- 
mer 1 in Europa zu werden, ist zum Grei- 
fen nahe. Wirtschaft, Wissenschaft und 
Staat müssen konsequent gemeinsam dar- 
an arbeiten, um alle Chancen der Biotech- 
nologie für den Standort Deutschland und 
die Menschen zu nutzen. Dabei kommt es 
entscheidend darauf an, mögliche Risiken 
frühzeitig zu erkennen und zu beherr- 
schen. Strikte Transparenz und Aufklärung 
der Bevölkerung sind geboten. Nur so 
wird Akzeptanz geschaffen. 
Wir haben mit der modernen Biotechnol0' 
gie einen Schlüssel für unsere Zukunft in 
der Hand. Nutzen wir ihn! 
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1,5 Millionen freie Arbeitsplätze 
^ur Trendwende auf dem Arbeitsmarkt 
^klärte der mittelstandspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
*raktion, Hansjürgen Doss: 
P»e Bundesanstalt für Arbeit meldete im 
Mai rund 500.000 offene Stellen. Doch 
dt>s ist nur ein Drittel der Wahrheit. 
uenn: Wie die Bundesvereinigung der Deut- 
Schen Arbeitgeberverbände (BDA) schätzt, 
vv'rd den Arbeitsämtern nach aller Erfahrung 
j]ürein Drittel aller offenen Stellen gemel- 
kt- Daraus folgt: 500.000 offene Stellen in 
der Nürnberger Statistik sind 1.500.000 offe- 
ne Stellen in der Wirklichkeit, 
^er auch die gemessene Statistik liefert 

en Beweis für den Durchbruch auf dem 
. rrjeitsmarkt, wenn man die Veränderung 
lrn Bestand der offenen Stellen betrachtet: 

Im Westen lag der Bestand um 24 Prozent 
höher als im Vorjahr, im Osten der Bun- 
desrepublik sogar 92 Prozent höher als im 
Vorjahr. 

Ein Frühindikator für den Aufschwung am 
Arbeitsmarkt ist der Rückgang der Kurz- 
arbeiter. Ihre Zahl sank um 37 Prozent im 
Westen und 30 Prozent im Osten der Bun- 
desrepublik. Die Kapazitätsauslastung der 
Betriebe ist kurz vor dem Punkt, daß zu- 
nehmende Neueinstellungen unausweich- 
lich werden. 

Um 600.000 ist die Arbeitslosigkeit seit 
Anfang dieses Jahres bereits zurückgegan- 
gen, der Rückgang war jetzt drei Monate 
nacheinander mehr als nur saisonal be- 
dingt, erstmals seit drei Jahren werden die 
Vorjahresvverte unterschritten. ■ 

EURO-Steuererklärungen ab 1999 
sind ein richtiges Signal 

Zu dem Beschluß der Ministerpräsi- 
denten der Länder, die Steuerver- 
Waltung rascher auf den EURO um- 
zustellen, erklärte die finanzpoliti- 
sche Sprecherin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion Gerda Hassel- 
feldt: 

Die Entscheidung der Ministerpräsi- 
dentenkonferenz, ab 1. Januar 1999 
könnten Umsatzsteuervoranmeldungen, 
Urnsatz.stcuerjahreserklärungen und 
Lohnsteueranmeldungen für Anmel- 
dungszeiträume ab 1999 wahlweise in 
D-Mark und EURO abgegeben werden. 
|St das richtige Signal. Ich bin froh dar- 
über, daß nach der monatelangen Dis- 
kussion über die Frage, ob die Steuer- 
yerwaltungen der Länder Steuer- 
erklärungen bereits von 1999 an in EU- 
RO entgegennehmen sollen, der Durch- 

bruch gelungen ist. Es wäre nicht zu 
vermitteln gewesen, daß einerseits die 
Unternehmen ihre Rechnungslegung ab 
1999 auf den EURO umstellen können, 
die Verwaltung sich aber der EURO- 
Umstellung nicht öffnet. 
Ich habe mich von Anfang an dafür 
eingesetzt, daß die Steuerverwaltun- 
gen der Länder sich bewegen. Auf An- 
regung der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat sich der Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages schon An- 
fang März dafür ausgesprochen, daß 
auch in der Frage der Abgabe von 
Steuererklärungen in EURO ab 1. Ja- 
nuar 1999 eine EURO-freundliche und 
bundeseinheitliche Lösung im Vorder- 
grund stehen sollte, die für die Wirt- 
schaft und Verwaltung verträglich ist. 
Dies ist nunmehr geschafft. 
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Änderungen zum 1. Juli 1998 
im Sozialbereich 

Rentenversicherung 
Die Renten in Deutschland werden zum 
1. Juli entsprechend der Nettolohnent- 
wicklung des Vorjahres angepaßt. Sie stei- 
gen in den alten Ländern um 0,44 v. H. 
Die verfügbare Standardrente, der 45 Ver- 
sicherungsjahre mit Durchschnittsver- 
dienst zugrunde liegen, steigt damit zum 
1. Juli 1998 von derzeit rd. 1 974 DM auf 
rd. 1980 DM. 
In den neuen Ländern werden die anpas- 
sungsfähigen Renten aus der Rentenversi- 
cherung zum 1. Juli 1998 um 0,89 v.H. 
angehoben. Hierdurch steigt die verfügba- 
re Standardrente von derzeit rd. 1 681 DM 
auf rd.  1 694 DM. Das Verhältnis der ver- 
fügbaren Standard-Ostrente zu der ver- 
gleichbaren Westrente steigt ab Juli 1998 
von derzeit 85,2 auf rd. 85,5 v.H. Am 30. 
Juni 1990, dem Tag vor der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion, hatte dieses 
Verhältnis -je nach Rentenbeginn der 
Ostrenten - noch zwischen rd. 29 und 37 
v.H. gelegen. 
Die Anpassung kann sich für die einzelnen 
Rentenempfänger in den neuen Ländern 
sehr unterschiedlich auswirken, weil die 
aus Besitz- und Vertrauensschutzgründen 
zur Rente gezahlten Auffüllbeträge und 
Rentenzuschläge nicht anpassungsfähig 
sind und außerdem - wie schon bei den 
Rentenanpassungen in den Jahren 1996 
und 1997 - weiter abgeschmolzen wer- 
den. 
Eine allgemeine Aussage über die Verän- 
derung der individuell verfügbaren Renten 
in ganz Deutschland ist nicht möglich, 
weil sich der Beitrag zur Krankenversi- 
cherung der Rentner nach dem Beitrags- 
satz der jeweiligen Krankenkasse bemißt, 

bei der der Rentner versichert ist. Maß- 
geblich ist dabei der Beitragssatz, der am 
1. Januar 1998 gegolten hat. Die effektive 
Rentenerhöhung ist somit abhängig von 
der Entwicklung des Beitragssatzes der je' 
weiligen Krankenkasse, bei der der Rent- 
ner versichert ist. Hat sich deren Beitrags- 
satz gegenüber 1997 erhöht, ist die effekti- 

Etwa 7,7 Mio. Rentnerinnen 
erhalten mehr Geld 

für ihre Kindererziehung. 

ve Rentenerhöhung geringer, ist er ge- 
genüber 1997 gesenkt, ist die effektive 
Rentenerhöhung größer als die oben ge- 
nannten Anpassungssätze. 

Kindererziehungsleistungen 
werden stärker berücksichtigt 
Ab 1. Juli erhalten 7,7 Mio. Rentnerin- 
nen, die Kinder erzogen haben, mehr 
Geld. Für Kindererziehungszeiten werden 
dann pro Kind monatlich 40,50 DM (bis- 
her 35,58 DM) in den alten Bundesländern 
und 34,74 DM (bisher 30,38 DM) in den 
neuen Bundesländern gezahlt. Eine Rent- 
nerin, die z. B. drei Kinder erzogen hat, 
erhält hierdurch jährlich ab Juli 177,12 
DM mehr Rente. In den Fällen, in denen 
in den neuen Ländern zusätzlich zur dyna' 
mischen Rente Auffüllbeträge gezahlt 
werden, hat die Verbesserung bei der K'0' 
dererziehung eine schnellere Abschmel- 
zung der Auffüllbeträge zur Folge. 
Die Bewertung von KindererziehungszeJ' 
ten für bestehende und neue Renten wird 
wie von der Koalition mit dem Rentenre' 
formgesetz '99 beschlossen - zum 1. Ju" 
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von heute 75 Prozent des Durchschnitts- 
lohns auf 85 Prozent des Durchschnittsver- 
dienstes angehoben. Bis zum 1. Juli 2000 
steigt sie weiter auf dann 100 Prozent. 

Darüber hinaus gibt es eine weitere Ver- 
besserung: Hat jemand während der Erzie- 
hungszeit freiwillige Beiträge oder 
Pflichtbeiträge gezahlt, wird ab Juli die 
Kindererziehungzeit zusätzlich zu den 
Beiträgen bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze angerechnet. Diese Regelung gilt 
aüch für diejenigen, die bereits Rente be- 
gehen. 

Die Verbesserungen für Kindererziehung 
getragen allein in diesem Jahr 1,1 Mrd. 

Norbert Blüm: „ Wer Kinder erzieht, lei- 
stet einen Beitrag zur Sicherung der Ge- 
nerationensolidarität. Ohne Kinder heute 
&bt es keine Beitragszahler morgen. Seit 
,lnführung der Kindererziehungszeiten 
ln der Rentenversicherung im Jahre 1986 
bürden allein in den alten Bundeslan- 
tern his Ende vergangenen Jahres 48,8 
Mrd. DM hierfür ausgegeben. Mit dem 
yentenreformgesetz '99 haben wir diese 
^e is tun gen nochmals verbessert. Die 
Mehraufwendungen für Kindererziehung 
feigen bis zum Jahr 2000 auf 3,2 Mrd. 
JH bis zum Jahr 2030 auf 13,6 Mrd. 
ÖMan." 

Wanderung des Zahlbetrages 
Ur die Veränderung des Zahlbetrages 

, Urr> 1. Juli ergeben sich also vier 
nauptsächliche Fallgruppen: 

um mehr als den Anpassungssatz von 
. '44 Prozent im Westen und 0,89 Prozent 
J*1 Osten erhöht sich der Zahlbetrag für 

entnerinnen und Rentner, die Kinderer- 
'ehungszeiten in ihrer Rentenbiographie 
at)en und keine Auffüllbeträge oder Ren- 
enzuschläge erhalten, 
. stärker erhöht sich der Zahlbetrag für 
. entnerinnen und Rentner in den alten 

Undesländern, bei deren Krankenversi- 

cherung zum 1. Januar 1998 der Beitrags- 
satz zur Krankenversicherung gegenüber 
dem 1.1. 1997 gesenkt wurde; in den neu- 
en Bundesländern erhöht sich in diesem 
Fall der Zahlbetrag nur dann, wenn keine 
Auffüllbeträge oder Rentenzuschläge ge- 
zahlt werden, 

• exakt um den Anpassungssatz der Ren- 
ten erhöht sich der Zahlbetrag für Rentner 
im Westen, die keine Kindererziehungs- 
zeiten in ihrer Rentenbiographie haben 
und deren Krankenversicherung den Bei- 
tragssatz zum 1. Januar nicht verändert 
hat, 

• eine Minderung des Zahlbetrages kann 
sich ergeben, wenn der Beitragssatz in der 
Krankenversicherung, in der der Rentner 
versichert ist, mehr als doppelt so stark 
gestiegen ist wie die Rentenanpassung. 
Unfallversicherung 
Die Renten und Pflegegelder der Unfall- 
versicherung werden in den alten Ländern 
um 0,23 v. H. und in den neuen Ländern 
um 0,47 v. H. erhöht. Der Grund für die 
im Vergleich zur Rentenversicherung un- 
terschiedlichen Anpassungssätze liegt dar- 
in, daß in der Unfallversicherung die Ver- 
änderung der Belastung der Renten nicht 
berücksichtigt wird. 

Alterssicherung der Landwirte 
Die Renten der Alterssicherung der Land- 
wirte werden entsprechend dem Anpas- 
sungssatz in der Rentenversicherung in 
den alten Ländern um 0,44 v. H. und in 
den neuen Ländern um 0,89 v. H. ange- 
paßt. 

Kriegsopferrente steigt 
Die Anpassung der Renten aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung in den neuen 
Ländern bewirkt dort auch eine Erhöhung 
der Kriegsopferrenten. Die Anpassung der 
Kriegsopferrenten in den alten Ländern er- 
folgt durch eine besondere Rechtsverord- 
nung. Wie in der Unfallversicherung be- 
trägt der Anpassungssatz hier 0,23 v. H. 
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Neue Hinzuverdienstgrenzen in der Rentenversicherung: 

Altersrenten Hinzuverdienstgrenzen pro Monat 

Regelaltersrente ab dem 65. Lebensjahr keine Einschränkung 

vor dem 65. Lebensjahr bei 

Vollrente 620- DM (West) 
520- DM (Ost) 

Teilrente von 2/3 

Teilrente von V2 

Teil rente von 73 

833,88 DM (West) *) 
715,23 DM (Ost)*) 

1.250,81 DM (West) *) 
1.072,84 DM (Ost) *) 

1.667,75 DM (West) *) 
1.430,45 DM (Ost) *) 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

bei Erwerbsunfähigkeitsrente 

bei Berufsunfähigkeitsrente 

in voller Höhe 

in Höhe von 2/3 

in Höhe von V3 

Hinzuverdienstgrenze pro Monat 

620- DM (West) 
520- DM (Ost) 

1.250,81 DM (West)*) 
1.072,84 DM (Ost) *) 

1.667,75 DM (West) 
1.430,45 DM (Ost) *) 

2.084,69 DM (West) *) 
1.788,06 DM (Ost) *) 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

bei Bergleuten 
in voller Höhe 

in Höhe von 2/3 

Hinzuverdienstgrenze pro Monat*) 

1.667,75 DM (West) 
1.430,45 DM (Ost) 
2.222,87 DM (West) 
1.906,59 DM (Ost) 

in Höhe von V3 2.780,38 DM (West) 
2.384,76 DM (Ost) 

*) Hierbei handelt es sich um allgemeine Hinzuverdienstgrenzen bei 0,5 oder weniger Entgeltpunkt 
im letzten Kalenderjahr vor Beginn der ersten Altersrente bzw. vor Eintritt der Erwerbsminderung, ° 
zu denen mindestens hinzuverdient werden kann. Darüber hinaus gibt es individuelle Hinzuverdien 

grenzen, die vom zuletzt versicherten Entgelt abhängen. ? 
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Landesvorsitzender Daehre zum Magdeburger Modell: 

Höppners SPD beugt sich dem Diktat der PDS 
Beim Abstimmungsverhalten zur 
Personalstärke des Verfassungs- 
schutzes in Sachsen-Anhalt werden 
bereits bei der ersten Sitzung des 
Landtages nach der konstituierenden 
Sitzung die neuen Mehrheitsverhält- 
nisse deutlich. 
Die Politik der Verbiegungen unter der 
SPD-Regierung in Sachsen-Anhalt 
nimmt an Deutlichkeit zu. Obwohl nach 
den Wahlen in Sachsen-Anhalt mit der 
DVU eine weitere radikale Partei Einzug 
ins Landesparlament gehalten hat und 
seit längerem ein Anstieg extremistischer 
Straftaten zu verzeichnen ist, kann sich 
die SPD-Regierung unter dem Druck der 
PDS zu keiner eindeutigen Politik gegen 
Extremismus durchringen. Ein entspre- 
chender CDU-Antrag und alle Beteue- 
rungen des SPD-Innenministers, das 
Landesamt für Verfassungsschutz zur Si- 
cherstellung seiner Arbeitsfähigkeit auf 
seinem Personalbestand zu belassen, 
wurden von den SPD-Parteigenossen mit 

Stimmenthaltung quittiert. Dagegen wa- 
ren sich die radikalen Parteien im Land- 
tag, PDS und DVU rasch einig. Sie 
stimmten gemeinsam gegen den Stellen- 
erhalt beim Verfassungsschutz. 
Ministerpräsident Höppner, der als Vor- 
wand zum Abbruch der Gespräche über 
eine mögliche Regierungsbildung mit 
der CDU sein Entsetzen darüber zum 
Ausdruck brachte, daß die Union nicht 
bereit war, gemeinsam mit SPD und 
PDS Absprachen gegen die DVU zu 
treffen, zeigt einmal mehr sein wahres 
Ich. Es ist die SPD, die zur Sicherung 
ihrer Mehrheiten der extremen PDS ge- 
gen den eigenen Innenminister die Stan- 
ge hält. Somit erhalten DVU und PDS 
die Chance, eine Institution, die dem 
Schütze der Demokratie dient, fahrlässig 
in Frage zu stellen bzw. zu demontieren. 
Wer wie die SPD auf einem Auge blind 
ist, darf sich daher über ein allgemeines 
Nachlassen des Wahrnehmungsvermö- 
gens in der Partei nicht wundem. 

^reibeträge bei Renten wegen Todes 

jMtwen-/Witwerrente bzw. Erziehungsrente 

°hne Kinder 1.257.96 DM (West) 
1.078.97 DM (Ost) 

rr»it einem Kind 1.524,80 DM (West) 
1.307,84 DM (Ost) 

taft zwei Kindern 1.791,64 DM (West) 
1.536,71 DM (Ost) 

Je weiteres Kind erhöht um 266,84 DM (West) 
228,87 DM (Ost) 

Waisenrente 838,64 DM (West) 
719,31 DM (Ost) 
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Rita Süssmuth zur Rentenreform 1999: 

Wir verbessern die Lage von 
Müttern und Vätern 

1. Juli 1998 - alle Mütter und Väter soll- 
ten sich diesen Tag im Kalender anstrei- 
chen. Ab diesem Datum tritt die erste 
Stufe der Rentenreform 1999 in Kraft 
mit der die CDU die Gleichstellung von 
Familienarbeit und Erwerbsarbeit in 
der gesetzlichen Rentenversicherung er- 
reicht hat. 
Ab dem 1. Juli 1998 werden Kindererzie- 
hungszeiten mit 85% des Durchschnitts- 
verdienstes aller Versicherten anerkannt. 
Den nächsten Schritt vollziehen wir ab 
dem 1. Juli 1999 mit einer 90 %igen Aner- 
kennung. Ab dem 1. Juli 2000 ist die 
100 %ige Anerkennung erreicht. 
Die Rentenreform 1999 schafft mehr Ge- 
rechtigkeit für Frauen und Familien. Sie 
macht deutlich, daß Kindererziehung für 
den Bestand unseres Generationenvertra- 
ges genauso wertvoll ist wie Erwerbsar- 
beit. Rente ist Lohn für Lebensleistung. 
Dazu gehören Erwerbsarbeit ebenso wie 
Leistungen in der Familie bei Erziehung 
und Pflege. 
Ein weiterer Pluspunkt für Familien durch 
die Rentenreform 1999 ist die additive An- 
rechnung von Kindererziehungszeiten und 
Beitragszeiten bis zur Beitragsbemessengs- 
grenze. Grundsätzlich jeder neben der Kin- 
dererziehung entrichtete Beitrag, gleich ob 
freiwillig oder pflichtgemäß, wirkt sich in 
Zukunft rentensteigernd aus. Damit wird 
die Doppelbelastung durch Beruf und Kin- 
dererziehung rentenrechtlich honoriert. 
Die Rentenreform '99 leistet insbesondere 
einen Beitrag zur selbständigen Alterssi- 
cherung von Frauen. Frauen wollen heute 
selbst eine eigenständige soziale Absiche- 

rung für das Alter aufbauen. Hier zählt je- 
der Baustein: Leistungen aus Erwerbsar- 
beit ebenso wie die Leistungen aus Kin- 
dererziehung und Pflege. 

Die Frauen erbringen noch immer den 
Bärenanteil an Familienarbeit. Es sind nur 
1,5 Prozent aller Väter in West wie Ost, 
die zu Hause bleiben und Erziehungsur- 
laub nehmen - wobei die vielfältigen Lei- 
stungen, die Mütter heute bei Kindererzie- 
hung und Hausarbeit täglich beweisen, si- 
cherlich mit dem Wort „Urlaub" nicht tref- 
fend beschrieben sind. 

„In der Rentenversicherung 
müssen wir ein Instrument fin- 
den, damit Leistungen in der 
Familie wie Erwerbszeiten ge- 
wertet werden, um eine eigen- 
ständige Sicherung der Frauen 
zu erreichen." Rita Süssmuth 

Bei der Anerkennung von Familienarbeit 
in der gesetzlichen Rentenversicherung ha1 

die CDU Pionierarbeit geleistet. Ihre Lei- 
stungen können sich sehen lassen: 1986 
haben wir mit dem Hinterbliebenen- und 
Erziehungszeitengesetz dafür gesorgt, daß 
Kindererziehung erstmalig in der gesetzh' 
chen Rentenversicherung anerkannt wird- 
Die rentenbegründende und rentenstei- 
gernde Anerkennung eines VersicherungS' 
jahres für die Erziehung jedes Kindes bei 
Müttern ab Jahrgang 1921 wurde in die Ta 
umgesetzt. 1987 wurden die Jahrgänge vor 

1921 durch das Kindererziehungslei- 
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Wir haben viel erreicht 

Wir haben in einer großen natio- 
nalen Kraftanstrengung den Aufbau 
Ost vorangebraeht. 

Wir haben die Voraussetzungen 
für mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung geschaffen. Deutschland ist mo- 
derner geworden. 

Wir haben Deutschland fit für Eu- 
ropa gemacht, und wir haben in Euro- 
pa die deutsche Stabilitätskultur 
durchgesetzt. 

Wir haben die Sicherheit des Bür- 
gers geschützt und das Verbrechen 
konsequent bekämpft. 

a Wir haben unseren Sozialstaat 
den veränderten Bedingungen ange- 
paßt und zukunftsfest gemacht. 

Wir haben 
viel bewegt 

I Leistungsbilanz 
-l994-1998Te.il 
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Wir haben erreicht, daß genügend 
Ausbildungsplätze für junge Men- 
schen zur Verfügung stehen. 

Wir haben das Asylproblem in 
den Griff gekriegt. 

Wir haben den Staat modernisiert 
und die öffentliche Verwaltung ge- 
strafft. 

• Wir haben viel 
bewegt 
Leistungsbilanz 1994-1998, Tei 
1 
Bestell.-Nr.: 5361 

• Wir haben viel bewegt 
Leistungsbilanz 1994-1998, Teil 2 
Bestell.-Nr.: 5367 

Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 30,00 DM 

Wir haben unser Land im 
Umweltschutz an die Weltspitze 
gebracht. 

EE Wir haben 
Deutschland zu einem 
geachteten Mitglied 
der Völkerfamilie 
gemacht. 

^ngsgesetz miteinbezogen. 1992 haben 
, ,r mit dem Rentenreformgesetz die Aner- 
ennung von einem Jahr auf drei Jahre 

^gebaut. Der Informationsbedarf der 
^gerinnen und Bürger zu diesen Neure- 

?f hngen ist groß. Deshalb hat die Frauen- U 
■•I-' 

?ion der CDU in dem neuen Faltblatt 
^ rauenrente. Endlich Gleichstellung von 
■j^nif und Erziehung!" Informationen und 

Ps für Sie zusammengestellt. 

• Faltblatt 
Frauenrente 
Bestell-Nr.: 2339 
Verpackungsein- 
heit: 100 Expl. 
Preis je 
100 Expl.: 
20,00 DM 
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SPD-Äußerungen zur Rente: 

Widersprüchliches und Ungeklärtes 
Die SPD scheint sich in sämtlichen Fra- 
gen zur Rentenversicherung uneins zu 
sein. Die folgende Zusammenstellung 
verschiedener Äußerungen von SPD- 
Politikern zur Rentenversicherung 
macht deutlich, daß Widersprüche in 
Argumentation und Zielen zur SPD- 
Tagesordnung gehören. 

Rentenniveau 

Rudolf Dreßler: „Die SPD ist klar der 
Auffassung, daß eine Niveauabsenkung 
nicht nötig und darüber hinaus sogar für 
die Akzeptanz des Systems höchst gefähr- 
lich ist." (Deutschlandradio Berlin, 
28. Mai 1997) 
Gerhard Schröder: „Ich bin allerdings - 
um die Wahrheit zu sagen - skeptisch, 
skeptischer als andere, ob sich das Renten- 
niveau unter allen Umständen so halten 
läßt, wie es derzeit ist. ... Für die einen 
steht die Beibehaltung des Rentenniveaus 
im Vordergrund, für mich die Senkung der 
Arbeitskosten. Denn nur die hat Wirkung 
auf dem Arbeitsmarkt - und dies ist unser 
zentrales Problem, von dem alle anderen 
Probleme ausgehen. Deshalb muß über das 
Rentenniveau offen diskutiert werden." 
(Wirtschaftswoche vom 6. Februar 1997) 
Oskar Lafontaine: „Wenn wir über die 
Rentenfrage diskutieren, lautet die erste 
Frage für uns nicht: Wie entwickeln sich 
die Lohnnebenkosten? ... Die erste Frage, 
die wir stellen, lautet: Wieviel Geld brau- 
chen Frauen und Männer im Alter, wenn 
sie ordentlich leben wollen?" (Deutscher 
Bundestag, 13. Wahlperiode, 206. Sitzung, 
26. November 1997) 
Johannes Gerster: „Da weitere Erhöhun- 
gen der Beiträge angesichts der wirtschaft- 

lichen Lage tabu sind und eine Verlänge- 
rung der Lebensarbeitszeit wegen der 
Massenarbeitslosigkeit zur Zeit ebenfalls 
ausscheidet, bleibt die Absenkung des 
Rentenniveaus als Beitrag zur Problemlö- 
sung. Ohne die schrittweise Anpassung 
des Rentenniveaus werden wir die Renten- 
versicherung kaum konsolidieren kön- 
nen." (Bild vom 4. August 1997) 
Hans Martin Bury: „Wir wollen die soli- 
darische, gesetzliche Altersversorgung, die 
langfristig aber niedriger sein wird als 
heute." (Zeit vom 10. Oktober 1997) 

Grundrente 

Heide Simonis: „Wir müssen umsteuern- 
Wir brauchen eine Grundrente, die nicht 
mehr wie bisher aus Beiträgen finanziert 
wird, sondern aus dem allgemeinen Steu- 
eraufkommen." (Stern vom 2. April 1997) 
Gerhard Schröder: „Denjenigen, die neu 
ins Arbeitsleben eintreten, wird man aber 
sagen müssen, daß die Entwicklung län- 
gerfristig auf eine Grundversorgung hin- 
ausläuft, beitrags- oder steuerfinanziert." 
(Woche vom 28. November 1997) 
Rudolf Dreßler: „Die Forderung nach ei- 
ner steuerfinanzierten Grundrente, genau- 
er einer Konsumsteuer-finanzierten Grun- 
drente, ist populär. Sie ist aber völlig irr- 
witzig." (Freie Presse Chemnitz vom 14- 
März 1997) 
Ulrike Mascher: „Wir sind zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß eine Grundrente 
der falsche Weg ist. Das jetzige Rentensy; 
stem halte ich nach wie vor für das beste- 
(Thüringer Allgemeine vom 11. Septem- 
ber 1997) 
Oskar Lafontaine: „ Wir halten an der 
beitragsfinanzierten, leistungsbezogenen 
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Oskar Lafontaine will Atomausstieg ohne 
Rücksicht auf Klimaschutz 

In einem Gespräch mit der Berliner 
Zeitung vom 6. Juni entwickelte der 
SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine 
ein Szenario für den Ausstieg aus 
der Kernenergie, das auch umwelt- 
politisch hochgradig gefährlich ist. 
Die Kernenergie könne ohne weite- 
res ohne andere Energiequellen er- 
setzt werden. 

„Die Kernenergie macht 11 Prozent 
unserer Energieversorgung aus", sagte 
er. „Dies kann durch regenerative En- 
ergiequellen, durch Steigerung der En- 
ergieeffizienz und durch umweltscho- 
nende Nutzung vorhandener Brenn- 
stoffe ersetzt werden." Dazu gehöre 
auch die Kohle. Auch den Einwand, 
daß die weitere Nutzung der Kohle 
den Ausstoß von Kohlendioxid erhöhe 
und damit die Klimaziele der Bundes- 
regierung und der UNO gefährde, ließ 

5nte fest. Es gibt kein besseres Modell, 
^cus, Heft 22/1998) 

Rücknahme der 
^entenreform 1999 

^olfgang Clement: „Ich bleibe dabei: Es 
arf keine Rücknahme einer Maßnahme 

?et>en, wenn die zu einer Erhöhung der 
ohnnebenkosten führen würde. Wir brau- 
en eine Reduktion der Lohnnebenko- 

^en" (Spiegel vom 23. März 1998) 

yernard Schröder: „Natürlich werden 
Ir die Kürzung der Renten zurückneh- 

la n" (Neue Presse Hannover vom 
8-April 1998) 

^dolf Dreßler: „Alles steht unter Finan- 
^erungvorbehalt, auch für die Arbeitsge- 

e,r>schaft für Arbeitnehmerfragen. Denn 

er nicht gelten. „Es gibt unzählige ge- 
fährliche Schadstoffe. Die Verengung 
auf Kohlendioxid ist eine Erfindung 
der Atom-Lobby." 

Mit diesen Schlußfolgerungen verneint 
Oskar Lafontaine die wichtigsten Er- 
kenntnisse und Ziele der internationa- 
len Staatengemeinschaft beim Klima- 
schutz. Ohne die friedliche und verant- 
wortungsvolle Nutzung der Kernener- 
gie in Deutschland würden allein jähr- 
lich rund 170 Millionen Tonnen des 
Treibhausgases C02 ausgestoßen. Ein 
Ersatz eines runden Drittels unserer 
Stromerzeugungskapazitäten mit öko- 
nomisch und ökologisch sinnvollen Al- 
ternativen kann es nicht geben. Klima- 
schutz und Standort Deutschland wür- 
den bei der Umsetzung dieser SPD-En- 
ergie- und Umweltpolitik auf das 
Nachhaltigste geschädigt. 

wir wollen alle verfügbaren Mittel in die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit stecken 
und dann erst in die Rücknahme der Sozi- 
alkürzungen. Dabei gibt es einige Ausnah- 
men, die wir sofort angehen wollen: Lohn- 
fortzahlungsgesetz, Kündigungsschutzvor- 
schriften, Schlechtwettergeld, Renten." 
(Tagesspiegel vom 5. April 1998) 

„Renten-Wirrwarr" 

Die Welt am Sonntag faßt am 24. Mai 
1998 unter dem Titel „Renten-Wirrwarr in 
der SPD - Fünf Vorschläge zur Zukunft 
der Altersvorsorge - Welcher gilt?" die 
Widersprüchlichkeiten der SPD in einem 
Satz treffend zusammen: „Über die Frage, 
wie das alles bezahlt werden soll, gibt es 
in der SPD allerdings keinen Streit: Sie 
wurde noch gar nicht gestellt." ■ 
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Grüne = außenpolitische Hasardeure 
Die Bundeswehr genießt zu Recht ein 
hohes Ansehen in der Bevölkerung. Die 
friedensstiftende Mission, die sie im 
früheren Jugoslawien erfüllt, und ihr 
großartiger Einsatz beim Oderhoch- 
wasser im vergangenen Jahr belegen 
beispielhaft ihre Dienstbereitschaft für 
Demokratie und Menschenrechte und 
unser Land überhaupt. 
Vor diesem Hintergrund ist der Auftritt des 
Grünen-Vorstandssprechers Trittin vor ei- 
nigen Tagen anläßlich des öffentlichen 
Gelöbnisses in Berlin der Beweis dafür, 
daß Bündnis 90/Die Grünen noch immer 
ein gestörtes und gebrochenes Verhältnis 
zu unserer Bundeswehr haben. 
Wer wie die Grünen Anfang der 80er Jah- 
re kaum eine Kasernenblockade ausließ, 
öffentliche Gelöbnisse störte, es auch jetzt 
für richtig hält, zusammen mit der PDS 
bei Veranstaltungen gegen die Bundes- 
wehr aufzutreten, sie diffamiert und 
schließlich auf dem eigenen Parteitag im 
März dieses Jahres eine neue Friedensmis- 
sion zum Wohle der Menschen in Bosnien 
mit Mehrheit ablehnt, entlarvt sich als eine 
Partei, die nicht in der Lage ist, eine ver- 
antwortungsvolle Außenpolitik zu gestal- 
ten. Dies müssen die Wähler wissen, wenn 
sie am 27. September an die Wahlurne tre- 
ten. Mit Rot-Grün wird es keine kontinu- 
ierliche und berechenbare Sicherheitspoli- 
tik mehr geben. 
Joachim Hörster, Erster Parlamentari- 
scher Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Fraktionschef Fi- 
scher kann noch so viele staatsmännische 

Reden zur Rolle der Bundeswehr im Rah- 
men der sicherheitspolitischen Vorstellun- 
gen der Grünen im 21. Jahrhundert halten. 
Interviews geben und seinen Parteikolle- 
gen Trittin öffentlich für seine verbalen 
Entgleisungen kritisieren, seine Partei 
steht in dieser Frage nicht hinter ihm. Die 
Äußerungen von Fraktionschef Fischer 
können über die wahre Geisteshaltung 
seiner Partei nicht hinwegtäuschen. 

Trittin sät Haß 
Paul Breuer verteidigungspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 
Nach meiner Meinung sind die verbalen 
Ausfälle Trittins gegen die Bundeswehr 
geradezu symptomatisch für seine ab- 
grundtiefe Abneigung gegenüber unse- 
rer Republik und ihren Institutionen. 
Diese Abneigung teilt er mit vielen, den 
ehemaligen ,,K-Gruppen'* entstammen- 
den Grünen-Fundamentalisten. 
Ich kann mich der Rücktrittsforderung 
Gerd Poppes und anderer grüner Politi- 
ker nur anschließen, zumal diese wis- 
sen, daß es viele Trittins im grünen 
Schafspelz gibt. Diese dürfen zukünftig 
keine Verantwortung für unser Land tra- 
gen. Das wäre ein unzumutbares Risi- 
ko! 
Die Kritik aus den grünen Reihen und 
der SPD gegen Trittin wird nur als Ab- 
lenkungsmanöver medienwirksam 
geäußert. 

Der grüne Trittin haßt die Bundeswehr 
Für ihn ist schon dos Gelöbnis ein .perverses Ritual'. Die Frankfurter Allgemeine .Grünen-Politiker. PDS-Funktionäre, Jusos, Trittin und Gysi Schulter an Schu 

Wir danken unseren Soldaten QDü 
Für Bosnien-Herzegowina • Für den Oderbruch »Für den Frieden 

aus: Bild vom Montag, den 22. 
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Der grüne Trittin haßt 
1   die Bundeswehr 
n Berlin demonstrierte Trittin seine tiefsitzende Abneigung gegen die Bundeswehr. 
:r verunglimpfte das feierliche Gelöbnis unserer Soldaten zur Verteidigung unseres 

'•"eiheitlichen Rechtsstaates durch Vergleiche mit der Nazi-Zeit. 

pttins Entgleisungen sind kein Einzelfall: 

Für ihn ist schon das Gelöbnis »perverses Ritual«, (dpa, 30.5.96) 

• Anfang diesen Jahres sprach er im Zusammenhang mit Gelöbnissen davon, »auch die 

"azis haben ja mit Enthusiasmus solche Veranstaltungen durchgeführt.« 

'Welt, 15.1.98) 

• In Berlin äußerte er jetzt: »Wer öffentliche Gelöbnisse veranstaltet, muß sich über 

Rechtsradikale in Armee und der Gesellschaft nicht wundern.« (dpa, 10.06.98) 

r'ttin steht nicht allein. Frankfurter Allgemeine: »Grünen-Politiker, PDS-Funktionäre, Ju- 
s°s, Jürgen Trittin und Gregor Gysi Schulter an Schulter« (12.6.98).Trittins politische 
7eunde sind keinen Deut besser als er. Auch SPD und PDS fallen unseren Soldaten in den 
ücken. Sie verweigerten ein öffentliches Gelöbnis in Frankfurt/Oder, wo 1997 dreißigtausend 

°'daten eine Flutkatastrophe verhinderten. 

Wir danken unseren Soldaten: 
Für Bosnien-Herzegowina 

Für den Oderbruch • Für den Frieden 

C TU 



Stichwort 

Feierliches Gelöbnis 

Im feierlichen Gelöbnis 
geloben die Wehr- 
dienstleistenden, „der 
Bundesrepublik 
Deutschland treu zu die- 
nen und das Recht und 
die Freiheit des deut- 
schen Volkes tapfer zu 
verteidigen." Es findet 
in der Regel sechs Wo- 
chen nach der Einberu- 
fung statt und ist erster 
Höhepunkt des Wehr- 
dienstes. Zum feierli- 
chen Gelöbnis gehören 
die Aufstellung der Sol- 
daten, der Einmarsch 
der Fahnenabordnung, 
das „feierliche Musik- 
stück", Ansprachen 
durch den Komman- 
deur, einen Rekruten 
und einen Politiker so- 
wie das Gelöbnis selbst. 

Das feierliche Gelöbnis 
endet mit Nationalhym- 
ne, Beglückwünschung 
der Fahnenabordnung 
durch den Komman- 
deur und Fahnenaus- 
marsch. 

1998 werden rund 600 
öffentliche Gelöbnisse 
stattfinden, etwa 180 
davon sind auf zentra- 
len Plätzen geplant. Die 
CDU steht zu feierlichen 
öffentlichen Gelöbnis- 
sen. Sie gehören zur 
Tradition der Bundes- 
wehr und sind fester 
Bestandteil der Kultur 
des demokratischen 
Deutschlands. 

BUNDESWEHR 

Grüne verunglimpfen 
öffentliche Gelöbnisse 
als „Militärspektakel" 

„Öffentliche Gelöbnisse und andere Militärspekta- 
kel sollen unterbleiben", heißt es im Kurzprogramm 
von Bündnis 90/Die Grünen zur Bundestagswahl. 
Die Absage der Grünen an öffentliche feierliche 
Gelöbnisse ist bezeichnend. Sie offenbart das tiefe 
Mißtrauen der Grünen gegen die jungen Wehr- 
dienstleistenden und gegen unsere Bundeswehr. 
In Berlin demonstrierte in einem „BündnisGe- 
loebnix 98-Wir stören Siegern!" Bündnis 
90/Die Grünen gemeinsam mit PDS, Jungsoziali- 
sten und zahlreichen linken Gruppen am 10. Juni 
1998 gegen das öffentliche feierliche Gelöbnis 
vor dem Berliner Rathaus. Der Sprecher des 
Bundesvorstandes der Grünen, Jürgen Trittin, in 
Berlin: „Wer öffentliche Gelöbnisse veranstaltet, 
muß sich über Rechtsradikale in Armee und Ge- 
sellschaft nicht wundern."   • 
Trittin verlangte die Abschaffung von Gelöbnis- 
sen und kritisierte diese als Militarisierung des 
öffentlichen Raumes. Der grüne Vorstandsspre- 
cher scheute sich nicht, das öffentliche Gelöbnis 
der Bundeswehr mit den öffentlichen Vereidigun- 
gen zu Zeiten des Nationalsozialismus zu vergle'' 
chen: „Solche Veranstaltungen hat es bislang 
nur im Faschismus gegeben." 

Bundesweite Anti-Gelöbnis-Kampagne 

Berlin war jedoch kein Einzelfall: In Frankfurt/ 
Oder lehnten PDS, SPD und Grüne am 20. April 
ein für den 15. August in der Oderstadt geplan- 
tes öffentliches Gelöbnis als „nicht zeitgemäß" 
ab. Für SPD, Grüne und PDS waren die Soldaten 
gut genug, im Sommer 1997 beim Oderhoch- 
wasser Sandsäcke zu schleppen und so entsche'' 
dend dazu beizutragen, die Oderstadt zu schüt- 
zen. Zu einem öffentlichen Gelöbnis war die BuH' 
deswehr dann nicht mehr willkommen. Selbst 
nachdem die Absage bundesweit auf Entrüstung 
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gestoßen war, blieben Grüne und PDS bei ihrer 
ablehnenden Haltung. 
In Hamburg lehnten SPD und Grün-Alternative 
Liste im Januar 1998 einen CDU-Antrag für ein 
Gelöbnis ab. Im Mai 1998 sagte die Bundeswehr 
nach Unstimmigkeiten mit SPD-Bürgermeister 
Scherf ein in Bremen geplantes Gelöbnis ab. Die 
Grünen hatten sich von vornherein gegen das öf- 
fentliche Gelöbnis ausgeprochen. 
In Siegen bezeichneten die Grünen das dort am 
24. April durchgeführte öffentliche Gelöbnis als 
»überflüssig". Grüne Kommunalpolitiker und 
Bundestagsabgeordnete nahmen gemeinsam 
niit Jungsozialisten und anderen linken Gruppen 
an einem „Aktionsbündnis gegen Gelöbnisspek- 
takel", das auch PDS-Spitzenpolitiker einlud, teil. 
Die grüne stellvertretende Bürgermeisterin lehn- 
te ein Grußwort ab: „Die Teilnahme an einer sol- 
chen Veranstaltung stellt für mich eine persönli- 
che Zumutung dar." 

Gestörtes Verhältnis zur Bundeswehr 
Vorstandssprecher Trittin erneuerte am 18. Juni 
Seine scharfe Kritik an öffentlichen Gelöbnissen. 
Diese seien „vordemokratische Rituale" und ein 
"Relikt des Kalten Krieges". Bundesverteidi- 
9ungsminister Rühe bringe die Bundeswehr 
dürch die öffentlichen Gelöbnisse in die Nähe ei- 
ner „ausgeprägten Tradition öffentlicher Gelöb- 
nisse", die es in Deutschland nur in der Zeit des 
Nationalsozialismus gegeben habe. 
■nttin fiel schon in früherer Zeit mit scharfer Kri- 
t'k an öffentlichen Gelöbnissen auf. So bezeich- 
nete er das Gelöbnis als ein „perverses Ritual" 
(dPa, 30. Mai 1996) und bemerkte, „auch die Na- 
*ls haben ja mit Enthusiasmus solche Veranstal- 
tungen durchgeführt" (Die Welt, 15. Januar 

998). Trittins haßerfüllte Tiraden zeigen, wie we- 
n'9 er vom inneren Gefüge der Bundeswehr und 
0rn „Staatsbürger in Uniform" verstanden hat. 
°Wohl die außenpolitischen Sprecher der Grü- 
en wie auch der geschäftsführende Bundes- und 
raktionsvorstand stellten sich hinter Trettin. Dies 
e'gt deutlich, wie gestört das Verhältnis der Grü- 

nen zur Bundeswehr ist. 
Union in Deutschland (UID) 21/1998 

Kurz notiert 

Bundesverteidigungs- 
minister Volker Rühe 
am 4. Februar 1998 vor 
dem Verteidigungsaus- 
schuß des Deutschen 
Bundestages: 
Das öffentliche Gelöbnis 
ist das feierliche Be- 
kenntnisjunger Rekru- 
ten, unserem Land treu 
zu dienen und das Recht 
und die Freiheit des 
deutschen Volkes tapfer 

WAHL- 
KAMPF 

1998 
zu verteidigen. Dieses 
Versprechen leisten alle 
Soldaten dem Staat und 
seinen Bürgern. Das öf- 
fentliche Gelöbnis ist ei- 
ne würdevolle Veranstal- 
tung und nur mit einem 
schlichten militärischen 
Zeremoniell verbunden. 
Es hat weder einen mar- 
tialischen Charakter, 
noch ist es antiquiert. Es 
unterliegt auch nicht 
dem Zeitgeist. Das öf- 
fentliche Gelöbnis unter- 
streicht, daß unsere 
Bundeswehr einen fest- 
en Platz in der Demokra- 
tie hat - es demonstriert 
zugleich die Verbunden- 
heit der Bürger mit den 
Soldaten. 
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Endbericht als Beleg für 
Neutralität und Toleranz 

Zur Präsentation des Endberichts der 
Enquete-Kommission „Sog. Sekten und 
Psychogruppen" im Plenum des Deut- 
schen Bundestages erklärte der Ob- 
mann der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on, Ronald Pofalla: 
Nach zwei Jahren intensiver Beschäfti- 
gung mit dem Phänomen neuer religiöser 
und ideologischer Gemeinschaften und 
Psychogruppen stellen wir heute unseren 
Abschlußbericht vor. Bei der Bewältigung 
dieser Aufgabe sind wir von einigen Sei- 
ten immer wieder angegriffen worden. Der 
Vorwurf, ein Inquisitionsgremium zu sein, 
hat sich indes nicht im geringsten bestäti- 
gen können. 
Alle diejenigen, die die Arbeit der EK 
dennoch kritisiert haben, können nunmehr 
endlich genau nachlesen, was sie schon 
seit längerer Zeit vermeintlich zu kennen 
vorgeben: unsere Handlungsempfehlun- 
gen. 
Allen Unkenrufen zum Trotz dürfte end- 
lich bewiesen sein, daß diese Empfehlun- 
gen an den Deutschen Bundestag Garant 
für die Toleranz und Neutralität sind, mit 
der die Enquete-Kommission ihren Auf- 
trag erfüllt hat. 
Oberstes Fazit unserer zweijährigen Tätig- 
keit ist nämlich: 
Keine Einschränkung der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit! Keine Änderung 
der verfassungsrechtlichen Situation! 
Betont wird allenfalls die Schutzwürdig- 
keit des einzelnen 
• in seiner Freiheit bzw. Entscheidungs- 

gewalt 
• in gesundheitlicher Hinsicht 

• in finanzieller Hinsicht. 

Der Schutz des einzelnen und seiner Inter- 
essen zieht sich als Prämisse wie ein roter 
Faden durch unsere Handlungsempfehlun- 
gen: 
So sind wir etwa zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß es eben keine spezifische „Sek- 
tenbiographie" gibt, und daß die lebensge- 
schichtlich relevanten Aspekte in der öf- 
fentlichen Diskussion stärker berücksich- 
tigt werden müssen. 
Der Großteil unserer Handlungsempfeh- 
lungen versteht sich vor dem Hintergrund 
der unmittelbar aus den Grundrechten be- 
stehenden Verpflichtung des Staates, ein 
geschütztes Rechtsgut, insbesondere Leben 
und die körperliche Unversehrtheit, vor 
rechtswidrigen Verletzungen durch Dritte 
(und zwar auch Private) zu verbieten. Die- 
se Verpflichtung des Staates besteht - ganz 
nebenbei bemerkt - auch völlig unabhän- 
gig von religiös-weltanschaulichen Aspek- 
ten gegenüber sämtlichen rechtswidrigen 
Verletzungen des Individuums. 

Eine Art Verbraucherschutz 
In diesem Sinne wird auch etwa ein Ge- 
setz zur Regelung der gewerblichen Le- 
bensbewältigungshilfe empfohlen, um den 
Schutz des einzelnen vor der Übernahme 
allzu unüberschaubarer Vertragsverpflich- 
tungen zu gewährleisten. Vergleichbar ist 
das hier zur Beratung empfohlene Gesetz 
mit dem bereits geltenden Haustürwider- 
rufgesetz bzw. anderen Verbraucher- 
schutzgesetzen. Es dient allein dem 
Schutz vor Übervorteilung und der Präzi- 
sierung der gegenseitig übernommenen 
Vertragspflichten. 
Gleiches gilt z. B. auch für die Definition 
der Heilkunde im Heilpraktikergesetz. 
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In der Regel keine passiven Opfer 
Ortrun Schätzle in der Bundestags- 
debatte zum Endbericht der Enque- 
te-Kommission „Sogenannte Sekten 
und Psychogruppen": 

Ein von der Enquete-Kommission in 
Auftrag gegebenes Forschungsprojekt 
hat erbracht, daß Menschen, die sich 
zu sogenannten Sekten und Psycho- 
gruppen hingezogen fühlen, in der Re- 
gel keine passiven Opfer sind. Viel- 
mehr suchen sie ihre Wünsche und Er- 
wartungen mit „passenden " Gruppen- 
angeboten zu befriedigen. Die Ange- 
bote der Gruppen können für den ein- 
zelnen einen großen Zugewinn bedeu- 

öiese soll ebenfalls allein der Klarstellung 
und genaueren Abgrenzung von unseriö- 
sen Anbietern dienen. Neben dem Schutz 
des Heil- und Hilfesuchenden kommt die- 
Se Empfehlung auch den seriösen Heil- 
Praktikern zugute. Dies gilt auch für die 
^rnpfohlene Überprüfung einheitlicher Zu- 
lassungsvoraussetzungen zur Heilkunde- 
^•sübung. Hierdurch soll der Nachweis 
^er erforderlichen Qualifikation -u.a. 
auch als Qualitätsstandard - sichergestellt 
Werden. 

'jüeh im Psychotherapeutengesetz ist si- 
cherzustellen, daß eine ausreichende psy- 
chotherapeutische Versorgung mit wissen- 
schaftlich anerkannten Methoden - auch 
°der gerade zur Behandlung von Psycho- 
^arkt-Opfern bzw. Aussteigern - gewähr- 
le'stet wird. 

m Bereich Okkultismus und Satanismus 
^pfehlen wir gerade keine Änderung 
er bestehenden gesetzlichen Regclun- 

pn. Hier ist lediglich deren konsequen- 
te Anwendung erforderlich. Empföh- 
le'i werden vielmehr vermehrte Auf- 

ärungsveranstaltungen sowie insbe- 

ten. Sie können aber auch zu erhebli- 
chen und schweren Konflikten führen, 
für deren Bewältigung intensive Hilfe- 
stellung notwendig ist. 

Staatliches Handeln ist dann notwen- 
dig, wenn unter dem Schutzschild der 
Religionsfreiheit gegen Grundrechte 
verstoßen wird. 

Aber auch unterhalb der Schwelle 
zwingend notwendigen staatlichen 
Handelns sollte der Staat Bürgerinnen 
und Bürger mit den notwendigen Mit- 
teln versehen, damit sie sich vor 
Übervorteilung und Schädigung schüt- 
zen können. 

sondere bei den Strafverfolgungsbehör- 
den die Schaffung von Dezernaten mit 
Schwerpunkt für Straftaten mit okkul- 
tem Hintergrund. 

Was schließlich die Fortsetzung der Beob- 
achtung der Scientology-Organisation 
durch den Verfassungsschutz anbelangt, so 
ist dies die logische und notwendige Kon- 
sequenz unserer Empfehlungen aus dem 
Zwischenbericht im vergangenen Jahr. Die 
Aufgabe der verfassungsfeindlichen Ziele 
der Scientologen ist bislang nicht ersicht- 
lich. 

Breiter Konsens 

Diese unsere Handlungsempfehlungen ha- 
ben - trotz umfangreicher Diskussionen in 
Einzelbereichen - einen breiten Konsens 
in der Kommission gefunden. 

Im Ergebnis bin ich sicher, daß wir dem 
Bundestag mit unseren Handlungsempfeh- 
lungen ein brauchbares Instrumentarium 
zum verbesserten Umgang mit neuen reli- 
giösen und ideologischen Gemeinschaften 
und Psychogruppen an die Hand geben. ■ 
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Die Versäumnisse der Länder sind 
der eigentliche Skandale 

Zu den neuen Vorwürfen gegen Bundes- 
umweltministerin Angela Merkel im Zu- 
sammenhang mit den Atommülltrans- 
porten erklärte der Berichterstatter für 
Kernenergiefragen der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Kurt-Dieter Grill: 
Wenn ausgerechnet SPD und Grüne der 
Bundesumweltministerin Versäumnisse vor- 
werfen, so ist dies besonders niederträchtig. 
Gerade die schlampige Atomaufsicht in den 
roten bzw. rot/grünen Ländern Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein und Hessen haben 
dazu geführt, daß nichts gegen die Trans- 
porte unternommen worden ist. 
Die Tatsache, daß die Atomaufsicht des 
Landes Schleswig-Holstein seit 1994 über 
die erhöhten Kontaminationen der Brenn- 
element-Transportbehälter informiert war 
und dennoch nicht gehandelt hat, zeigt, 
daß Landesministcr Claus Möller (SPD) 
seiner Verantwortung nicht gerecht gewor- 
den ist. Entscheidend ist, daß die Vor- 
kommnisse den zuständigen Bundesbehör- 
den nicht gemeldet wurden, keine Unter- 
suchungen über die Ursache der Kontami- 
nation eingeleitet und keine Informationen 
an andere Bundesländer gegeben wurden, 
um sie auf mögliche Fehler aufmerksam 
zu machen bzw. zu prüfen, ob in anderen 
Ländern ähnliche Vorfälle zu verzeichnen 
waren. 
Energieminister Claus Möller, der dafür in 
Schleswig-Holstein die alleinige Verant- 
wortung trägt, hat offensichtlich versagt. 

Unsere 
Elektronisch 
Adressen: 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

Entsprechendes gilt für Niedersachsen und 
Hessen. So wurden in der Amtszeit der 
früheren niedersächsischen Umweltmini- 
sterin Griefahn im Kernkraftwerk Grohn- 
de im Beisein des von der Aufsichtsbehör- 
de hinzugezogenen Gutachters Grenzwert' 
Überschreitungen festgestellt. 
Dazu kommt die Verquickung zwischen 
Atomaufsicht und Aufsichtsratsmandaten 
bei der Preußen Elektra, die unverzüglich 
beendet werden muß. Ministerpräsident 
Gerhard Schröder und Energieminister 
Claus Möller müssen sofort ihre Auf- 
sichtsratsmandate niederlegen. Gerhard 
Schröder hat bis heute seine Ankündigung 
eines starken Durchgreifens im Aufsichts- 
rat der Preußen Elektra nicht in die Tat 
umgesetzt. In Bonn wird ein Horrorszena- 
rium entworfen, und in Hannover nehmen 
Schröder und Jüttner Rücksicht auf die 
Unternehmen. 
In diesem Zusammenhang muß daran er- 
innert werden, daß die ehemalige Um- 
weltministerin Monika Griefahn von 
1990-1998 als Vorgängerin von Schröder 
dem Aufsichtsrat der Preußen Elektra an- 
gehörte. Hat sie geschwiegen, weil die 
SPD die Transporte der Preußen Elektra 
nach La Hague duldete? Damit werden 
immerhin die Transporte nach Gorleben 
vermieden. 
Wie handlungsfähig ist eine Atomaufsich1- 
wenn sie im Aufsichtsrat der Kernkraft- 
werksbetreiber sitzt? 

^»T-ONLINE 

*CDU# 

jX400 
c= de; a = dbp; 
p = edu; s = bund 

E-MAIL: post www.cdu.de 

\ 
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umente Die 
Auswirkungen 

der Rentenreform 1999 

In Gesprächen mit älteren Bürgerin- 
nen und Bürgern kommt nicht selten 
die Befürchtung zur Sprache, daß die 
^entenreform 1999 durch die Ein- 
führung eines Demographiefaktors zur 
Stabilisierung der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung für Versicherte und 
Zentner Belastungen mit sich bringe. 

Diese Befürchtung ist 
unbegründet. 

Sie sollten, wenn Sie darauf ange- 
brochen werden, Ihrem Gesprächs- 
Partner klarmachen: 
^urch den demographischen Faktor in 
der Rentenformel wird zwar das Net- 
'Qrentenniveau von heute 70 Prozent 
auf voraussichtlich 64 Prozent im Jahr 
2030 sinken. 

Es wird aber keine 
Rentenkürzung durch 
die Reform geben. 

I ie Renten steigen künftig allerdings 
angsamer, weil die längeren Renten- 
aüfzeiten, die sich aus der durch- 
Schnittlich längeren Lebenserwartung 
^r9eben, bei den jährlichen Rentenan- 
P^ssungen berücksichtigt werden. 
,nr Gesprächspartner wird wissen wol- 
^n, worauf die 70 bzw. 64 Prozent zu 
Ziehen sind. 

Die nicht ganz einfache 
Antwort lautet: 

Das Nettorentenniveau gibt das Ver- 
hältnis einer Rente nach 45 Arbeits- 
jahren mit Durchschnittsverdienst 
nach Abzug der Beiträge zur Sozial- 
versicherung zum durchschnittlichen 
Nettoverdienst in Prozent an. Zur Zeit 
liegt dieser Wert etwa bei 70,1 Pro- 
zent. 1965 lag das Rentenniveau bei 
59,3 Prozent, 1985 bei 71,8 Prozent 
und 1990 (in den alten Bundeslän- 
dern) bei 67,6 Prozent. 

Gewinner 

der Rentenreform 1999 sind durch die 
Anerkennung von Zeiten der Kinderer- 
ziehung vor allem die Frauen. 

Verbesserungen 

für die Leistungsberechtigten ergeben 
sich 

• durch die Erleichterung der versi- 
cherungsrechtlichen Voraussetzungen 
bei den Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit und 

• durch eine Erweiterung des Ver- 
trauensschutzes bei der vorzeitigen 
Inanspruchnahme der Rente für Ar- 
beitslose, Frauen und langjährig Ver- 
sicherte. 
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Weitere Neuerungen 

Das Rentenreformgesetz 1999 sieht 
unter anderem vor 
• eine Angleichung der Altersgrenzen, 
• eine Neuregelung der Renten we- 

gen verminderter Erwerbsfähigkeit 
und 

• neue Maßnahmen bei der betriebli- 
chen Altersversorgung. 

Das Rentenreformgesetz tritt stufen- 
weise in Kraft. Ein Teil der Neurege- 
lungen ist bereits - zum Teil mit Rück- 
wirkung - in Kraft getreten und wird 
daher schon heute bei der Erteilung 
des Rentenbescheids berücksichtigt. 
Andere Reformelemente werden ihre 
Wirkung erst später entfalten: 

• die Einführung eines demographi- 
schen Faktors zum 1. Januar 1999, 

• die Änderungen im Bereich der Al- 
ters- und Erwerbsminderungsrenten 
zum 1. Januar 2000, 

• die Verbesserungen bei der Aner- 
kennung von Zeiten der Kinderer- 
ziehung im wesentlichen bereits 
zum 1. Juli dieses Jahres. 

Kindererziehungszeiten: 

Auf 85 Prozent des Durchschnittsent- 
gelts werden die Kindererziehungszei- 
ten von derzeit 75 Prozent am 1. Juli 
angehoben. Ab 1. Juli 1999 erfolgt ei- 
ne Bewertung mit 90 Prozent. Mit dem 
1. Juli 2000 werden 100 Prozent er- 
reicht. 

Insgesamt steigen die Renten von 
rund 80 Prozent aller Rentnerinnen I 

bei den nächsten drei Rentenanpas- 
sungen stärker, als es dem allgemei- 
nen Rentenanpassungssatz ent- 
spricht. 

Pro Jahr Kindererziehung werden 
nach Abschluß der Anhebung Renten- 
anwartschaften berücksichtigt, die - in 
aktuellen Werten - einem Versiche- 
rungspflichtigen Bruttoentgelt von rund 
54.000 Mark in den alten bzw. rund 
45.000 Mark in den neuen Bundeslän- 
dern entsprechen. 

Unterstellt werden danach fiktive Bei- 
tragszahlungen in Höhe von rund 
10.900 bzw. 9.100 Mark pro Jahr. 

Von den Reformmaßnahmen profitie- 
ren vor allem die jüngeren Frauen. 
Denn für Kinder, die vor 1992 gebo- 
ren wurden, werden jeweils ein Jahr, 
für nach 1991 geborene Kinder drei 
Jahre Kindererziehungszeiten ange- 
rechnet. 

Neu ist die Regelung, Kindererzie- 
hungszeiten bei der Rentenberech- 
nung additiv zu bereits vorhandenen 
Beitragszeiten anzurechnen. Damit ist 
einer Forderung des Bundesverfas- 
sungsgerichts gefolgt worden. 

Diese Neuregelung 
kann sich in Renten- 
erhöhungen von bis zu 
rund 36 Mark monat- 
lich in den alten bzw. 
30 Mark in den neuen 
Bundesländern für je- 
des Jahr Kindererzie- 
hung auswirken. 

J 
'j 



STEUERN 

Schröder: „Man 
muß sehen" 

8. Dezember 1996: 
„... unser Ziel 
sollte schon sein, 
auf 40 Prozent 
beim Spitzen- 
steuersatz zu 
kommen." (FAZ) 

23. Februar 1997: 
„.. . warum sollte 
man den Spitzen- 
steuersatz für       i 
sonstige Einkorn-' 
men auf 39 Pro- 
zent runterfah- 
ren? Nicht mit 
uns, der muß 
oben bleiben/1 

(Stern) 

26. März 1997: 
„Ob man's bei 53 
läßt oder runter 
geht, muß man 
sehen/' (taz) 

Die SPD verspricht 
Entlastung für die 
Durchschnittsfamilie. 
Da die Reform nichts 
kosten darf, zahlen 
Arbeitnehmer und 
Arbeitslose die Zeche. 

Die SPD verspricht 
eine Senkung des 
Eingangssteuersatzes 
auf 21,9 Prozent: ein 
Tropfen auf den 
heißen Stein. 

Die SPD verspricht 
eine Senkung des 
Höchststeuersatzes 
auf 49 Prozent. 

Die SPD verspricht 
sich nichts vom 
Mittelstand. Er 
kommt deshalb im 
SPD-Steuerkonzept 
auch nicht vor. 

Die SPD will 
eine Mindeststeuer: 
So wird das Steurecht 
noch komplizierter: 
von Gerechtigkeit und 
Einfachheit meilen- 
weit entfernt. 

Die CDU will 
eine spürbare Netto- 
entlastung für alle. 
Damit schaffen wir 
mehr Wachstum und 
neue Arbeistplätze. 

Die CDU will 
eine drastische Sen- 
kung auf 15 Prozent, 
damit untere Einkom- 
men mehr Geld in der 
Tasche haben. 

Die CDU will 
39 Prozent in der 
Spitze. Nur dann wird 
wieder mehr in Ar- 
beitsplätze investiert. 

Die CDU stärkt 
den Mittelstand mit 
einem leistungs- 
freundlichen Steuer- 
tarif. 

Die CDU will 
niedrige Steuersätze 
und weniger Ausnah- 
men. Steuervermei- 
dung und Schatten- 
wirtschaft sollen un- 
attraktiv werden. 

unsere große Steuerreform: J*m%m u 
niedriger + einfacher = gerechter  %mmL0%J 
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